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Einführung 

Die langfristigen demografischen Trends werden auch 
in der Region Bremen wirksam und sind gerade auf 
der kommunalen Ebene für die Menschen spürbar. 
Unterschiedliche Ausgangssituationen, Betroffen-
heiten und daraus resultierender Handlungsdruck 
bestehen gleichzeitig und kleinräumig nebeneinander.  

Die demografischen Trends in der Region Bremen 
sind in verschiedenen Gutachten und Projekten be-
reits analysiert und bearbeitet worden. Der Grundstein 
dafür wurde in INTRA, dem Interkommunalen Raum-
strukturkonzept für die Region Bremen, gelegt. 

Der Masterplan Demografie soll keine weitere umfang-
reiche Analyse darbieten, sondern als konkretes 
Handlungsinstrument für die Städte und Gemeinden 
im Kommunalverbund dienen. Die Kommunen be-
schäftigen sich bereits seit einigen Jahren mit dem 
Thema – nun geht es an die Umsetzung der erarbeite-
ten Lösungsansätze. 

Werfen wir einen Blick in das Jahr 2020: Wie muss der 
Kommunalverbund, wie müssen die Städte und Ge-
meinden aufgestellt sein, welche Standortfaktoren sind 
zukünftig von Bedeutung? 

Qualifizierte Arbeitsplätze sind auch zukünftig ein 
äußerst wichtiger Standortfaktor und ein zentrales 
Wanderungsmotiv.  

Zukunftsfähige Wohnstandorte mit einem vielfälti-
gen Angebot an Wohnformen für die Ansprüche 
der verschiedenen Bevölkerungsgruppen sind ein 
zentraler Standortfaktor. Dabei spielt die wach-
sende Zahl älterer Menschen eine zunehmende 
Rolle als Nachfrager. 

Soziale, technische und kulturelle Infrastrukturen 
sowie Nahversorgung / Einzelhandel sind wichtig 
für die Lebensqualität und werden beeinflusst von 
demografischen Trends (z.B. durch veränderte 
Tragfähigkeiten aufgrund rückläufiger Nutzerzah-
len) und von der Siedlungsentwicklung. Das Ma-
nagement der Infrastruktur gewinnt an Bedeutung. 

Eine vorausschauende Siedlungs(flächen)ent-
wicklung, ein ausgewogener Bevölkerungsmix und 
ein gutes Infrastruktur-Management können sich 
gerade angesichts des Demografischen Wandels 
positiv auf die Kommunalfinanzen auswirken und 
dadurch die Handlungsfähigkeit der Kommunen 
stärken. 
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Themen und Handlungsfelder für den Masterplan 
Demografie 

Der Masterplan Demografie befasst sich insbesondere 
mit Themen und Handlungsfeldern, die eine hohe 
demografische Relevanz besitzen, eigene kommunale 
Zuständigkeiten berühren, Gestaltung durch die 
Kommunen ermöglichen und interkommunaler bzw. 
regionaler Abstimmung bedürfen. Zudem werden Be-
züge zu Vorarbeiten des Kommunalverbundes und 
guten Beispielen innerhalb des Masterplans herge-
stellt. 

Siedlungsentwicklung als übergreifendes kom-
munales Handlungsfeld: Durch das Instrument der 
Bauleitplanung werden insbesondere die Standort-
faktoren Wohnen und Infrastruktur beeinflusst. Re-
levant sind hier die zukünftig stärker zu fokussie-
rende Innen- und Bestandsentwicklung sowie Neu-
bauentwicklung in zentralen Lagen. 

Wohnen / Demografiefeste Quartiere: Von der 
baulichen Anpassung und der Vermarktung von 
Bestandsimmobilien über die Schaffung 
demografiefester Quartiere für verschiedenste Be-
völkerungsgruppen bis zur (barrierefreien) Neu-
bauentwicklung, vor allem in zentralen Lagen.

Nahversorgung und Infrastruktur: Als wichtige 
Standortfaktoren für Wohn- und Lebensqualität an-
gesichts zunehmender Alterung und abnehmender 
Mobilität der Bevölkerung. Dies betrifft einerseits 
die Stärkung der Zentren in den Städten und   
Zentralen Orten und andererseits die Sicherung 
der Grundversorgung in ländlichen Gebieten. 

Die genannten Themen und Handlungsfelder werden 
im Masterplan wie folgt dargestellt: 

1. Das kommt auf uns zu = Relevanz für die Kom-
munen, Problemdruck und typische Wirkungen des 
demografischen Wandels auf das jeweilige The-
menfeld – anknüpfend an die Skizzierung der wich-
tigsten demografischen Trends und Herausforde-
rungen in der Region Bremen. 

2. Das müssen wir tun = Kommunale Gestaltungs-
optionen: Analysen, Strategien, Zielgruppen, In-
strumente und Zuständigkeiten. 

3. Davon können wir lernen = Gute Beispiele – nicht 
nur aus der Region Bremen. Es gibt keine Patent-
rezepte, allerdings in der kommunalen Praxis er-
probte, übertragbare Strategien und Instrumente, 
die auf die eigene Kommune angewendet werden 
können. 

Am Ende des Masterplans findet sich zudem eine 
Praxishilfe mit Checkliste und den wichtigsten Hin-
weisen zu den Handlungsoptionen für alle Handlungs-
felder.
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1. Demografischer Wandel in der 
Region Bremen 

1.1. Die wichtigsten Trends und           
Herausforderungen 

Wir werden älter, weniger und bunter – so lässt sich 
die demografische Entwicklung griffig zusammenfas-
sen. Die wichtigsten Trends für die Region Bremen 
sind hier kurz dargestellt, basierend auf den Aussagen 
des Demografie-Berichtes für die Region Bremen (vgl. 
Kapitel 2.2).  

Für die Region Bremen insgesamt ergeben sich bis 
zum Jahr 2030 Einwohnerverluste, die zwar nicht 

Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung in der Region Bremen 

Quelle: Demografie-Bericht, Herausgeber Kommunalverbund 
Niedersachsen/ Bremen  

dramatisch sind, jedoch auf lokaler Ebene spürbar 
sein werden (vgl. Abb. 1). Dabei wirkt die Stadt Bre-
men noch einige Jahre als stabilisierender Faktor, 
während die niedersächsischen Gemeinden überwie-
gend bereits jetzt Bevölkerungsverluste verzeichnen.  

Der zweite wesentliche Trend betrifft die grundlegende 
Veränderung der Bevölkerungsstruktur infolge der so 
genannten „doppelten Alterung": Aufgrund des Gebur-
tendefizits und der steigenden Lebenserwartung 
nimmt die Zahl älterer Menschen absolut sowie im 
Verhältnis zu jungen Leuten deutlich zu. Zeitgleich 
geht die Zahl der Jüngeren und der jungen Familien 
zurück. Gerade hieraus ergeben sich zahlreiche   
Handlungserfordernisse für die Kommunen. 
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Aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung verän-
dern sich die Erwartungen an den „Ruhestand“. Kom-
mende Generationen älterer Menschen werden mobi-
ler sein, andere Bedürfnisse haben und sich andere 
Wege der Versorgung und Pflege wünschen. Verän-
derte Familienstrukturen und Lebensentwürfe führen 
zu neuen Anforderungen an Wohnraum, Wohngebiete 
und Quartiere.  

© Tristan van Kann, Demografischer Wandel 

Die Aktivierung der Potenziale der zunehmenden Zahl 
älterer, beruflich und gesellschaftlich erfahrener Men-
schen ist eine Chance für jede Region: Neben ver-
stärktem bürgerschaftlichen Engagement kann diese 
„Wirtschaftskraft Alter“ Impulse für Produkte und 
Dienstleistungen für mehr Lebensqualität im Alter und 
damit für neue Arbeitsplätze (auch für junge Men-
schen) geben, die Lebensqualität von Jung und Alt 
steigern und die Region Bremen als attraktive Zu-
kunftsregion profilieren. Das strategische Ziel heißt 
„Lebensqualität ein Leben lang“1.

1
Quelle hierfür und für weitere Aussagen in den Handlungsfeldern: 

Modellvorhaben der Raumordnung „Seniorenorientierter Wirt-

schaftsraum K.E.R.N.“, 2003-2006. 

Die sich verändernden Bevölkerungsstrukturen sind 
auch ein Ergebnis der Zuwanderung von Menschen in 
die Region. Insbesondere in der Stadt Bremen, aber 
auch in Ortsteilen einzelner niedersächsischer Städte 
und Gemeinden wird das Leben bunter. Die Ansprü-
che an Wohnen, Nahversorgung und Infrastruktur 
differenzieren sich aus. ( Handlungsfeld Wohnen 
/ Demografiefeste Quartiere)

Bei näherer Betrachtung lassen sich weitere detaillier-
tere Analyseergebnisse feststellen: 

Die Bevölkerungsveränderungen weisen zwischen 
einzelnen Landkreisen und Gemeinden, zum Teil 
sogar zwischen einzelnen Gemeindeteilen, deut-
lich unterschiedliche Entwicklungspfade auf. Dies 
ist ein typisches Merkmal des demografischen 
Wandels, dass auch auf kleinräumiger Ebene 
ganz unterschiedliche Effekte wirksam werden 
können. 

Trotz dieser unterschiedlichen Betroffenheiten und 
Entwicklungspfade auf kommunaler Ebene gibt es 
in der Region keine „Gewinner", da die Region 
insgesamt an Bevölkerung verlieren und die Be-
völkerung altern wird. Viele Verflechtungen inner-
halb der Region (von Kundenströmen im Einzel-
handel über Auslastung von Infrastrukturen bis 
zum regionalen Arbeitsmarkt) zeigen letztlich regi-
onsweit Wirkung. Hier deuten sich bereits Koope-
rationsnotwendigkeiten an: Eine nach außen star-
ke Region Bremen braucht eine effiziente Koope-
ration nach innen, um ihre Synergien ausnutzen 
zu können.  

Die Bevölkerungsentwicklung in der Region hat 
zwei Komponenten: sinkende Geburtenraten (mit 
langfristig wirkenden Folgen) und eine derzeit po-
sitive Wanderungsbilanz. Dies bedeutet, dass die 
Kommunen in der Region Bremen die Einwohner-
entwicklung teilweise mit beeinflussen können, 
insbesondere indem sie weiterhin attraktive Ar-
beitsplätze und Wohnstandorte anbieten.
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Abbildung 2: Betroffenheit vom Demografischen Wandel 

Quelle: Demografie-Bericht, Herausgeber Kommunalverbund           
Niedersachsen/ Bremen 

Im Demografie-Bericht werden die Kommunen des 
Kommunalverbundes durch die Kombination der drei 
Indikatoren

Entwicklung des Bevölkerungsstandes (Bevölke-
rungsindex),  

Verhältnis junger (unter 20 Jahren) zu älteren 
(über 65 Jahren) Menschen (Alterungsindex) und 

Verhältnis der erwerbstätigen zu den nicht er-
werbstätigen Personen (Erwerbsindex)  

drei Kategorien unterschiedlicher Betroffenheit vom 
demografischen Wandel zugeordnet (vgl. Abb. 2):  

Die Gemeinden vom Typ 1 (hierzu zählt auch die 
Stadt Bremen) weisen eine geringe Betroffenheit 
auf und werden – zumindest bis 2030 – in allen 
betrachteten Dimensionen nur unbeträchtliche 
Auswirkungen verzeichnen. 

Die Gemeinden vom Typ 2 (moderate Betroffen-
heit) werden bei den Folgen des demografischen 
Wandels etwa auf dem Niveau des Durchschnitts 
für den Kommunalverbund liegen, wobei sich 
durchweg in mindestens einem der oben ge-
nannten Indikatoren deutlicher Handlungsbedarf 
abzeichnet. 

Die Gemeinden vom Typ 3 (hohe Betroffenheit) 
werden sich in mehrfacher Hinsicht mit beträcht-
lichen Auswirkungen des demografischen Wan-
dels auseinandersetzen müssen. 

Weitere Prognosedaten für einzelne Kommunen sind 
im Demografie-Monitoring für die Region Bremen zu 
finden (vgl. Kap. 2.1). 
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Das Zwischenfazit lautet: „Das eine tun, das andere 
nicht lassen“. So lässt sich plakativ beschreiben, 
dass es als Reaktion auf die in der Regel ambivalen-
ten Wirkungen der demografischen Trends nicht eine 
spezifische  Handlungsoption gibt, sondern dass 
meist eine „Doppelstrategie“ zielführender ist. An 
dieser Stelle sind drei grundsätzliche Handlungsopti-
onen genannt:  

1. Strukturveränderungen wie etwa rückläufige 
Schülerzahlen erfordern Strategien der Anpas-
sung, zum Beispiel in Form baulicher und organi-
satorischer Maßnahmen an den Schulen. Gleich-
zeitig geht es darum, die demografischen Wirkun-
gen abzumildern und gegenzusteuern, z.B. da-
durch dass Schulen ganztägig durch kulturelle 
oder altersgruppenübergreifende Bildungsange-
bote genutzt werden.  
Sinkende Einwohnerzahlen bedeuten im Übrigen 
nicht zwangsläufig geringere Investitionserforder-
nisse der Kommunen, da aufgrund veränderter 
Bevölkerungs- und Nachfragestrukturen auch in 
neue und modernisierte Angebote und Infrastruk-
tureinrichtungen investiert werden muss – häufig 
unter der Bedingung schrumpfender kommunaler 
Haushaltsspielräume. 

2. Der Begriff „Demografiefestigkeit" gewinnt an 
Bedeutung: Denn es ist notwendig, sich sowohl 
auf die Möglichkeiten und Bedürfnisse älterer 
Menschen einzustellen als auch jungen Men-
schen und Familien ein attraktives Wohn-,  
Arbeits- und Lebensumfeld zu schaffen. 

3. Interkommunale Kooperation wird einen neuen 
Anschub erhalten. Denn es erscheint wenig sinn-
voll, dass jede Kommune für sich alleine versucht, 
allen Herausforderungen gleichzeitig gerecht zu 
werden. Das Motto sollte heißen: Eine starke Re-
gion nach außen braucht effiziente Kooperation 
nach innen, um die Bewohner zu halten und wenn 

möglich Zuzüge zu generieren. Der angesichts 
veränderter demografischer Vorzeichen zuneh-
mende Wettbewerb um Einwohner und Lebens-
qualität kann nur als Region gewonnen werden. 
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1.2. Demografischer Wandel:              
Ein Arbeitsschwerpunkt im           
Kommunalverbund 

Welche Chancen und Risiken entstehen aus dem 
demografischen Wandel generell und speziell für die 
Region Bremen? Wie kann die Lebensqualität und 
Wettbewerbsfähigkeit der Region nachhaltig  
gesichert und verbessert werden? Welche Hand-
lungserfordernisse ergeben sich konkret? Wer muss 
aktiv werden?  

Diese Fragestellungen werden durch den Kommunal-
verbund exemplarisch an Hand folgender Projekt-
bausteine bearbeitet: 

Bevölkerungsbeobachtung / Demografie-
Monitoring für die Region Bremen (vgl. Kap. 2.1), 

Demografie-Bericht für die Region Bremen (vgl. 
Kap. 2.2), 

Wettbewerb und Wanderausstellung „Orte mit 
Zukunft – Nicht ohne Netzwerke“ (vgl. Kap. 2.3), 

Regionaler und Transnationaler Wohnatlas  
(vgl. Kap. 2.4), 

Bildung und Arbeitsmarkt (vgl. Kap. 2.5), 

RegionalGespräche zum Demografischen Wan-
del (vgl. Kap. 2.6). 

Die Region Bremen stellt sich damit der Herausforde-
rung, ihre eigene Wettbewerbsfähigkeit und Lebens-
qualität nachhaltig zu sichern und zu verbessern. Sie 
will die Chancen nutzen, die sich aus dem demogra-
fischen Wandel für die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung ergeben. Die Ergebnisse 
dieser Projekte zum demografischen Wandel sind in 
die Erarbeitung des Masterplans Demografie einge-
flossen.  

Das EU-Projekt DC: NOISE 

Der demografische Wandel tritt in unterschiedlicher 
Ausprägung in ganz Europa auf. Daher entwickelt der 
Kommunalverbund im Rahmen des Interreg IV B-
Projektes DC: NOISE (Demographic Change: New 
Opportunities in Shrinking Europe) gemeinsam mit 
acht weiteren Regionen aus den Niederlanden, Bel-
gien, Schottland, Norwegen und Deutschland exemp-
larische Strategien und Lösungsansätze im Umgang 
mit den Auswirkungen des demografischen Wandels. 
In dem auf drei Jahre angelegten Projekt entstehen 
neben konkreten Maßnahmen vor Ort dauerhafte 
transnationale Netzwerke. 

DC: NOISE bringt sowohl fachliche Anregungen als 
auch finanziellen Nutzen: Die Hälfte der Projektkos-
ten auf regionaler Ebene werden durch Mittel 
aus DC: NOISE gedeckt. Daneben konnte der Kom-
munalverbund gemeinsam mit dem Bremer Senator 
für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa (SUBVE) För-
dermittel der Metropolregion Bremen-Oldenburg im 
Nordwesten einwerben.  

Alle in Kapitel 1.2 genannten Bausteine sowie der 
Masterplan Demografie sind Projektbausteine 
von DC: NOISE. 

Weitere Informationen unter www.dcnoise.eu
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2. Arbeitsergebnisse des Kommu-
nalverbundes 

2.1. Demografie-Monitoring 

Gute Planung erfordert eine gute Grundlage: Hierzu 
dient das internetgestützte „Demografie-Monitoring“ 
für die Region Bremen (vgl. Abb. 4). Dort sind rele-
vante demografische Kennzahlen und Entwicklungen 
(z.B. die Bevölkerungsentwicklung im Regionsver-
gleich) als Tabellen, Karten und Diagramme abruf-
bar: auf Landkreis-, Gemeinde- und Ortsteilebene. 
Die Benutzung des Internetportals ist unentgeltlich, 
anwenderfreundlich und interaktiv. 

Grundlage des Demografie-Monitorings ist eine 
Prognose der Bevölkerungsentwicklung in der Re-
gion Bremen bis zum Jahr 2030, differenziert nach 
Indikatoren wie Altersverteilung und Altersindizes 
sowie Bevölkerungsbewegungen. 

Die Bevölkerungsprognose bis zum Jahr 2030 und 
die abrufbaren Daten versorgen kommunale Ent-
scheidungsträger aus Politik und Verwaltung, Unter-
nehmen sowie die interessierte Öffentlichkeit gezielt 
mit den wichtigsten Informationen über die Bevölke-
rungsentwicklung in der Region. Sie bieten einen 
Orientierungsrahmen für Politik, Verwaltung und an-
dere handelnde Akteure und dienen so als Grundlage 
für eine gemeinsame regionale Strategie zum Um-
gang mit dem demografischen Wandel.  

Weitere Informationen unter  
www.demografie-monitoring.de

Abbildung 3: Altersaufbau der Bevölkerung in der Region 
Bremen im Jahr 2030 

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen 2011 
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Abbildung 4: Screenshot Demografie-Monitoring  

Quelle: www.demografie-monitoring.de 
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2.2. Demografie-Bericht 

Im Demografie-Bericht werden auf Grundlage des 
Demografie-Monitorings die Tendenzen und Auswir-
kungen des demografischen Wandels in der Region 
Bremen bis zum Jahr 2030 dargestellt. Die drei Indi-
katoren 

Bevölkerungsentwicklung (Bevölkerungsindex), 

Verhältnis junger zu alten Menschen (Alterungs-
index) und 

Verhältnis erwerbsfähiger zu nicht erwerbsfähi-
gen Personen (Erwerbsindex) 

ergeben unterschiedliche Herausforderungen und 
Handlungsnotwendigkeiten für die einzelnen Städte 
und Gemeinden. 

Die prognostizierten Bevölkerungsdaten werden auf 
Handlungsbedarfe in vier zentralen Handlungsfeldern 
bezogen:  

Wirtschaft und Arbeit 

Bauen und Wohnen 

Bildung und Kultur 

Infrastrukturen und Finanzen  

Die Auswirkungen des demografischen Wandels 
werden in den jeweiligen Handlungsfeldern beschrie-
ben, darauf basierend werden Handlungsnotwendig-
keiten formuliert. 

Download Demografie-Bericht unter 
www.kommunalverbund.de
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2.3. Wettbewerb „Orte mit Zukunft – 
Nicht ohne Netzwerke“ 

Im Rahmen des Wettbewerbs „Orte mit Zukunft – 
Nicht ohne Netzwerke“ konnten sich Initiativen, Ver-
eine, Verbände, Städte, Gemeinden und Netzwerke 
mit ganz unterschiedlichen Spektren an Frage- und 
Themenstellungen bewerben. Wesentlich waren der 
Bezug zum demografischen Wandel und die Vernet-
zung einer breiten Akteurs-Konstellation im Ort, im 
Stadtteil, im Quartier und auch zwischen einzelnen 
Gemeinden. 

Ziel dieser Auslobung des Wettbewerbs durch den 
Kommunalverbund war es, Initiativen aus den Berei-
chen Wohnen, Infrastruktur, Bildung und Kultur, Ar-
beit und Qualifizierung sowie Integration und Migrati-
on auszuzeichnen, deren Arbeit sich auf vorbildliche 
Art mit den Auswirkungen des demografischen Wan-
dels auseinandersetzt und zum Nachahmen animiert. 
Bei der Preisverleihung im November 2009 wurden 
sechs Wettbewerbsbeiträge prämiert, die Sachpreise 
in Höhe von jeweils 5.000 € in Form von Gutachten, 
Moderation etc. erhalten haben. Die Preisträger sind: 

„BASTa – Beratung und Aktionen für Senioren in 
Twistringen“ (Twistringen),  

„Dötlinger Modell – Leben Zuhause so lange wie 
möglich” (Dötlingen),  

„Marßel mit Zukunft – dank Netzwerk“ (Bremen), 

„GUT TUN macht Schule: Senioren helfen Schü-
lern – Schüler helfen Senioren“ (Weyhe),  

„IGN – Interkulturelles Gesundheitsnetzwerk“ 
(Bremen), 

„Wohnen in der Zukunft – Wohnen in einer al-
ternden Gesellschaft“ (Landkreis Osterholz). 

Die Ergebnisse des Wettbewerbs sind in einer Bro-
schüre dokumentiert. Zudem wurden alle Plakate im 
Rahmen einer Wanderausstellung von März 2010 bis 
Februar 2011 in der Region Bremen öffentlich aus-
gestellt. 

Weitere Informationen unter 
www.kommunalverbund.de
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2.4. Regionaler / Transnationaler 
Wohnatlas 

Die veränderten Wohnansprüche, verursacht z.B. 
durch eine steigende Zahl älterer Menschen, allein 
Lebende oder auch berufstätige Eltern, erfordern 
neue Formen des Wohnens. 

Mit dem Projekt „Regionaler Wohnatlas“ dokumen-
tiert der Kommunalverbund interessante und innova-
tive Wohnprojekte aus der Region Bremen, die auf 
die neuen, durch den demografischen Wandel be-
dingten Anforderungen reagieren.  

Das Ergebnis ist das Internetportal „Regionaler 
Wohnatlas“, das über unterschiedliche Wohnformen, 
ergänzende Dienstleistungsangebote oder auch neue 
Wege der Mobilität informiert. Stichworte sind: Wohn-
raumanpassung und Barrierefreiheit, Konversion und 
Umnutzung, Neubauprojekte, neue Wohnformen, 
Stadt- und Ortsteilentwicklung, Mobilität, Infrastruktur, 
soziale Netzwerke, technische Hilfestellungen und 
integrierte Konzepte.  

Zusätzlich zum Regionalen Wohnatlas wurde unter 
Federführung des Kommunalverbundes ein „Trans-
nationaler Wohnatlas“ zusammengestellt, in dem die 
internationalen Partner aus dem Interreg-Projekt DC: 
NOISE innovative Projektbeispiele aus ihren Regio-
nen in Belgien, England, den Niederlanden, Norwe-
gen und Schottland präsentieren. 

Weitere Informationen unter 
www.regionaler-wohnatlas.de
www.housing-atlas.eu
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2.5. Arbeitsmarkt und Bildung 

Der demografische Wandel wird sich auch auf den 
Arbeitsmarkt auswirken. Künftig wird es weniger er-
werbsfähige Menschen bei immer mehr Rentnerin-
nen und Rentnern geben. Aus diesem Grund wird es 
zunehmend wichtig, allen (jungen) Menschen den 
Zugang zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen und damit 
gleichzeitig den Unternehmen gut ausgebildete Ar-
beitskräfte bereitzustellen.  

Der Projektbaustein zielt darauf ab, die individuelle 
Beschäftigungsfähigkeit und die sozialen Kompeten-
zen bereits im Schulalter zu verbessern und den 
Jugendlichen so auch den Übergang von der Schule 
zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. Im Rahmen der 
Pilotstudie „Schulen und Arbeitsmarkt“ hat das Insti-
tut Arbeit und Wirtschaft (IAW) der Universität Bre-
men vorbildliche Projekte der Zusammenarbeit von 
Schulen und Unternehmen oder sozialen Organisati-
onen in Zusammenarbeit mit den Akteuren vor Ort 
aufgearbeitet.  

Die Ergebnisse dieses Teilprojekts sind in der Studie 
„Schulen und Arbeitsmarkt – Kooperationsbeispiele 
und Handlungsmöglichkeiten für Kommunen“ doku-
mentiert.  

© Karl-Heinz Laube / pixelio.de, Berufsschule 

© GTÜ / pixelio.de, Ausbildungswerkstatt 

Download der Studie „Schulen und Arbeitsmarkt“ 
unter www.kommunalverbund.de
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2.6. RegionalGespräche zum            
Demografischen Wandel  

Die „RegionalGespräche“ bieten eine Plattform für 
den regionsweiten Austausch zu unterschiedlichen 
Themen in der Region – so auch zum Demografi-
schen Wandel. Ziel ist die breite Ansprache aller 
Menschen in der Region Bremen, auch über das 
Fachpublikum hinaus. Dadurch sollen in der Region 
Möglichkeiten zum Austausch zwischen Fachleuten,  
Politik, Verwaltung und interessierten Bürgern      
angeboten werden. 

Die Themen der RegionalGespräche zum Demo-
grafischen Wandel 2010 waren vielfältig:  

1. RegionalGespräch „Bildung und Arbeitsmarkt“ 

2. RegionalGespräch „Regionale Strategien“ 

3. RegionalGespräch „Lokale Netzwerke für Orte  
mit Zukunft“ 

4. RegionalGespräch „Perspektiven für das           
Wohnen“ 

Download der Dokumentation zu den                           
RegionalGesprächen 2010 unter 
www.kommunalverbund.de
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3. Handlungsfelder 

3.1. Handlungsfeld Siedlungs-
entwicklung 

Das kommt auf uns zu 

Die Siedlungs(flächen)entwicklung ist eine wichtige
Stellschraube im demografischen Wandel, die durch 
die Instrumente von Regional- und Bauleitplanung 
gestaltet wird. Im Kern geht es der Raumordnung 
darum, die Siedlungstätigkeit räumlich zu konzentrie-
ren und sie vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit 
ausreichendem Infrastrukturangebot auszurichten. 
Lage von Wohnbau- und Gewerbegebieten, Entfer-
nung zum ÖPNV, Qualitäten der Ortskerne und Zen-
tren, Standorte des großflächigen Einzelhandels, 
Grün- und Freiflächen – all das ist Siedlungsentwick-
lung. Wird an dieser Stellschraube gedreht, bewegen 
sich meist auch andere:  

Soll zum Beispiel durch ein neues Wohngebiet der 
Zuzug junger Familien erhöht werden, ergeben sich 
gleichzeitig neue Anforderungen an die Infrastruktur 
und damit einhergehende Infrastrukturfolgekosten. 
Bei zukünftig rückläufiger Bevölkerung kann dies 
steigende Pro-Kopf-Kosten zur Folge haben. Zudem 
können Neubaugebiete in Ortsrandlage zu sinkenden 
Preisen bei Bestandsimmobilien in zentrumsnahen 
Lagen führen. ( Handlungsfeld Wohnen / 
Demografiefeste Quartiere) 

Die Siedlungsentwicklung ist von Einflussfaktoren wie 
Zu- und Abwanderungen, Wohnstandortwahl, Alter 
und Lebensphasen, Bevölkerungsdichte oder dem 
Angebot an Arbeitsplätzen abhängig. Von der Sied-
lungsstruktur sind wiederum nahezu sämtliche Berei-
che der kommunalen Infrastruktur betroffen.  

Die Notwendigkeit, Mobilität und Erreichbarkeiten 
sicherzustellen, steigt – nicht zuletzt angesichts der 

im höheren Alter zunehmenden Mobilitätseinschrän-
kungen. ( Handlungsfeld Nahversorgung und Infra-
struktur)

Die siedlungsstrukturelle Vielfalt der Region Bremen 
macht eine differenzierte Betrachtung notwendig – 
unter Berücksichtigung der Kategorien unterschied-
licher Betroffenheit vom demografischen Wandel 
gemäß der Analyse im Demografie-Bericht. 

© Hartmut910 / pixelio.de (bearbeitet), Neubausiedlung

Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung sind eng 
miteinander verbunden. „Wie viel Infrastruktur  
können wir uns zukünftig an welchen Standorten 
noch leisten?“ lautet pointiert die Leitfrage. Dabei 
beeinflussen – heute und in Zukunft – Angebote der 
Infrastruktur und Daseinsvorsorge die Lebensqualität 
in einer Kommune bzw. Region sowie deren Stand-
ortprofil und Wohnwert. Neben der technischen Infra-
struktur sind soziale und kulturelle Infrastrukturen, die 
Schul- und Gesundheitsversorgung sowie nicht zu-
letzt Nahversorgung / Einzelhandel wichtige Stand-
ortfaktoren. ( Handlungsfeld Nahversorgung und 
Infrastruktur)

Eine rückläufige Bevölkerung führt, insbesondere bei 
technischen Infrastrukturen wie Energieversorgung, 
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Wasser, Abwasser und Verkehr, grundsätzlich zu 
einer Umverteilung steigender Kosten auf weniger 
Kunden. Nicht immer sind die Kosten für Unterhalt 
und Betrieb in gleichem Maße und / oder im gleichen 
Zeitraum pro Kopf reduzierbar (sogenannte „Kosten-
remanenz“). Zusätzlich zu betrachten ist der unter-
schiedlich ausgeprägte Instandsetzungsbedarf oder 
auch ein Investitionsstau, der die Problematik weiter 
verschärfen kann.  

Konsequenz: Das Management der Infrastruktur 
gewinnt an Bedeutung – auch in interkommunaler 
Arbeitsteilung. Ziel ist die Sicherung bedarfsgerech-
ter, gut erreichbarer, nach Versorgungsfunktion und 
Zentralität abgestufter und effizienter Angebote2.

Das müssen wir tun: Handlungsoptionen 

Auch die zukünftige Siedlungsentwicklung in der 
Region Bremen ist abhängig von Trends und Ent-
scheidungen wie Wohnstandortwahl, Angebot an 
Arbeitsplätzen, Attraktivität der Städte und Gemein-
den sowie der Siedlungsflächenplanung der Kommu-
nen. Und natürlich ist die bestehende Siedlungsstruk-
tur mit entscheidend. Insofern sind die Analysen und 
Strategien kleinräumig und lokal angepasst zu erar-
beiten.  

Zunächst zur Analyse: Durch die Gegenüberstellung 
der vorhandenen Flächenpotenziale für Wohnen und 
Gewerbe in Flächennutzungs- und Bebauungsplänen 
und der anhand der bisherigen und zukünftigen Flä-
chennachfrage (Basis Einwohner- und Haushalts-
prognose) zu erwartenden Flächenbedarfe und Ver-
marktungschancen, ergeben sich fundierte Entschei-
dungsgrundlagen für Politik und Planung. Daraus ist 

2
Quelle hierfür und für weitere Aussagen in den Handlungsfel-

dern: BMVBS-Publikation „Umbau statt Zuwachs“ mit den Ergeb-

nissen der 13 Modellvorhaben der Raumordnung „Innovative 

Projekte zur Regionalentwicklung“, 2003 – 2006. 

ableitbar, welche Flächenausweisung an welchen 
Standorten sinnvoll und finanzierbar ist und welche
Flächen für die Kommune möglicherweise nicht 
vermarktbar sind. ( Davon können wir lernen)

Will man tiefer in ein kommunales Flächenmanage-
ment einsteigen, lassen sich detailliertere Informatio-
nen über die bauliche Auslastung der Baulandreser-
ven, den heutigen und perspektivischen Wohnungs- 
und Geschäftsleerstand, die Gewerbeflächenaus-
lastung und die Baulücken- und Brachenpotenziale 
(einschließlich der Eigentumsverhältnisse) zusam-
menstellen. Wichtig ist die laufende Fortschreibung – 
am effektivsten als GIS-gestütztes Monitoring.

Bereits bei der Analyse empfiehlt es sich, gemeinde-
übergreifend zu denken und die Infrastruktur im Auge 
zu behalten: Wären Flächen in der Nachbarkommune 
geeigneter für Wohnungsneubau? Und würden da-
durch die eigenen Infrastrukturen mit ausgelastet 
bzw. müssten nicht erweitert werden? Ließe sich die 
Gewerbefläche auch interkommunal erschließen, 
welche Kosten könnten dadurch gespart werden? Im 
Rahmen einer interkommunalen Kooperation könnten 
z.B. wenig nachgefragte Standorte in ländlichen Ge-
meinden effizienter vermarktet werden.  

Ein zentrales Instrument ist die Infrastrukturkosten-
bilanzierung als Entscheidungsgrundlage bei der 
Neuausweisung von Wohn- und Gewerbegebieten 
und dem Bau von Infrastruktureinrichtungen. Denn 
eine effiziente Infrastrukturversorgung hat auch sied-
lungsstrukturelle Aspekte, die gleichzeitig betrachtet 
werden müssen (vgl. Abb. 5).
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Abbildung 5: Einfluss der Siedlungsdichte auf Infrastruktur-
kosten je Nutzer 

Quelle: Dr. Ing. Stefan Siedentop, MORO-Fachtagung „Infrastruktur 
mit Zukunft“, Erfurt, 29.11.2005 

Ein so genannter „Folgekostenrechner“ macht etwa
eine Abschätzung der Folgekosten einer Neubau-
fläche mit wenigen Eingaben schnell und einfach 
möglich. ( Davon können wir lernen)

Wichtig ist zudem die frühzeitige Prüfung der Mög-
lichkeiten, einzelne Infrastruktureinrichtungen auch 
tatsächlich an die prognostizierte Bevölkerungsstruk-
tur anzupassen: Was ist demografisch notwendig? 
Was ist technisch machbar? Was rechtlich zulässig? 
Was politisch durchsetzungsfähig? 

Die Strategie: Diese Daten, Berechnungen und Über-
legungen fließen ein in die Regional- und Bauleitpla-
nung. Sie können zudem in Szenarien der Siedungs-
entwicklung einer vergleichenden Folgenabschät-
zung unterzogen werden, bevor eine Entscheidung 
getroffen wird. Während die Abschätzung der Um-
weltfolgen bereits zum Planungsalltag gehört (Um-
weltprüfung), wird die Folgenabschätzung von Infra-
strukturvorhaben zunehmend wichtiger, um die 

kommunalen Haushalte zu entlasten und Einsparpo-
tenziale auszuschöpfen. 

Im Einzelfall kann dies durchaus einen „Spagat“ be-
deuten, der eine Doppelstrategie bedingt: Einerseits 
geht es um Umbau und Rückbau von Gebäuden 
sowie z.T. um Aufgabe und Schließung von Infra-
strukturstandorten im Sinne der Anpassung an rück-
läufige Bevölkerungszahlen. Andererseits müssen 
auch schrumpfende Kommunen konkurrenzfähig 
bleiben und ihr Profil schärfen: Die Infrastruktur muss 
qualifiziert werden, um die Lebensqualität im Alter zu 
sichern sowie junge Familien zu halten. So ist eine 
Gegensteuerung von Abwanderungstrends möglich. 

Bedeutung der Kommunikation: Wachstum lässt sich 
in der Regel auch heute noch besser verkaufen als 
Schrumpfung. Wie sind daher vor Ort in Politik, Ver-
waltung und Öffentlichkeit Akzeptanz und politische  
Mehrheiten zu erreichen? Denn der Wettbewerb um 
Bevölkerung nimmt zu und begünstigt vordergründig 
das „Kirchturmdenken“.

Da sich aufgrund zunehmend knapper finanzieller 
Handlungsspielräume die Prioritätensetzungen     
ändern, liegt der Schlüssel in der Kommunikation der 
Folgekosten. Die transparente Darstellung der ge-
samten finanziellen Folgen der Siedlungs- und Infra-
strukturentwicklung kann einen Politikwechsel in 
Kommunen in Richtung einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung befördern. 

Macht man der Bevölkerung und der Kommunalpoli-
tik mit guten Beispielen deutlich, dass trotz des Ver-
zichts auf Infrastrukturausbau eine bessere Ange-
botsqualität erreicht werden kann und aufgrund einer 
effizienteren Auslastung der Haushalt entlastet wird, 
können auch unkonventionelle Planungen auf breite 
Akzeptanz stoßen. „Umbau statt Zuwachs“ heißt 
sinngemäß das neue Paradigma. ( Davon können 
wir lernen: Kommunikation)
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Die Umsetzung in politische Beschlüsse bei der Auf-
stellung von Regionalplänen und Bauleitplänen ist 
letztlich die Voraussetzung für die Realisierung ein-
zelner Flächen.

Aufgrund des in der Region Bremen langfristig be-
grenzten Bevölkerungspotenzials und des möglichen 
Wettbewerbs um Einwohner zwischen den Kommu-
nen ergeben sich zusätzliche Anforderungen an eine 
abgestimmte Siedlungsentwicklung. Somit gewinnt 
das Leitbild der „Dezentralen Konzentration“ mit 
Schwerpunktsetzungen bei der Siedlungs- und Infra-
struktur und der Profilbildungen einzelner regionaler 
Teilräume und Kommunen an Bedeutung (vgl. 
INTRA), um eine rückläufige Nachfrage zu bündeln, 
bestehende Infrastruktureinrichtungen auszulasten 
und Erreichbarkeiten zu sichern. Demografiefeste 
Quartiere erfordern Zentralität und Dichte sowie eine 
wohnungsnahe Infrastruktur. ( Handlungsfeld 
Wohnen / Demografiefeste Quartiere)

Zwei Bereiche sind für die zukünftige Siedlungs-
entwicklung von besonderer Bedeutung: 

Innen- und Bestandsentwicklung sowie 

Neubauentwicklung vor allem in zentralen Lagen.  

Dies gilt grundsätzlich für alle Siedlungstypen und 
Raumkategorien. In den von rückläufiger Bevölke-
rung und Alterung stärker betroffenen Städten und 
Gemeinden ( vgl. Kap. 1.1) wird zeitlich früher die 
Notwendigkeit bestehen, die Siedlungsstruktur, die 
Immobilienbestände und die Infrastruktur zu stabili-
sieren und anzupassen. 

Innen- und Bestandsentwicklung 

Innenentwicklung schafft Lebensqualität für alle:  
kurze Wege, attraktive und belebte Zentren und 
Wohnquartiere sowie Treffpunkte für Jung und Alt. 
Und die Infrastruktur ist in der Regel bereits vorhan-
den. Ca. 90 % der Immobilien von morgen sind be-
reits gebaut. Dies unterstreicht die Bedeutung einer 
bestandsorientierten Siedlungsentwicklung. Zudem 
treten die Probleme im Innenbereich häufig zuerst 
auf (hier liegen erfahrungsgemäß Immobilien der 
älteren Jahrgänge der Siedlungsentwicklung). Dort, 
wo die Nachfrage nach Immobilien zurückgeht, muss 
der kompakte Siedlungskern gestärkt werden und als 
Entwicklungsschwerpunkt fungieren. Dadurch wird 
sichergestellt, dass in Zukunft keine Siedlungsfrag-
mente mit verödeter Ortsmitte das Erscheinungsbild 
prägen.  

Zwingende Voraussetzung hierfür ist die systemati-
sche Identifikation der Innenentwicklungspotenziale 
(Brachen, Baulücken, in naher Zukunft abgängige 
Gebäude etc.). ( Davon können wir lernen)

Zur Stabilisierung und Auslastung der Versorgungs-
strukturen ist grundsätzlich eine Bündelung möglichst 
vieler Nachfrager / Einwohner und Nutzungen im 
Ortszentrum notwendig: man muss „enger zusam-
menrücken“. Der Vorteil für neue Bewohner besteht 
darin, dass sie direkt mittendrin sind im Quartier mit 
seinen gewachsenen Nachbarschaften. 

Mit dem „Blick für´s Ganze“ empfehlen sich Standort-
konzepte, die je nach Siedlungstyp und zentralört-
licher Funktion zentrumsnahe Wohnqualitäten für 
Familien, Singles und ältere Menschen, Standort-
sicherung marktgängiger Einrichtungen der Nahver-
sorgung und Daseinsvorsorge sowie auch Schul-
standorte und Einrichtungen der Kinderbetreuung 
einbeziehen. Das schafft Belebung! 
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Speziell für altershomogene Einfamilienhaus-
siedlungen müssen Strategien und Instrumente zur 
Zukunftssicherung erarbeitet werden, z.B. um einen 
ausgewogeneren Bevölkerungsmix zu erreichen.   
( Handlungsfeld Wohnen / Demografiefeste       
Quartiere)

Kleinere Gemeinden im ländlichen Raum sind gefor-
dert, attraktive Angebote zu entwickeln und sich bei-
spielsweise als Wohnstandort, Tourismusdestination 
oder Gesundheitsstandort zu profilieren. Hier steht 
die Bündelung der Siedlungs- und Infrastruktur an 
erster Stelle. Zudem sind neben Arbeitsplätzen auch 
Ausbildungs- und Freizeitangebote für Jugendliche 
und junge Erwachsene zu erhalten bzw. zu schaffen, 
um diese im Ort zu halten.  

Neubauentwicklung vor allem in zentralen Lagen 

Neubauentwicklung hat auch in Zukunft eine Bedeu-
tung: zur Schaffung modernen Wohnraumes in Er-
gänzung zum nicht mehr zeitgemäßen oder verwert-
baren Bestand (ggf. in Form von Abriss und Neubau) 
sowie für Kommunen mit weiterhin steigenden Haus-
haltszahlen und / oder einer sich stark verändernden 
Altersstruktur. Dabei sind die Neubauvorhaben mög-
lichst in zentralen Lagen zu realisieren, um die Be-
stände nicht abzuwerten, die Infrastruktur auszulas-
ten und kurze Wege zu Einzelhandel, Kultur und 
sozialen Treffpunkten zu gewährleisten.  

Die Flächenpotenziale so genannter „stiller“ und 
meist schwierig zu mobilisierender Baulandreserven 
sind zu berücksichtigen. Im Sinne einer „raumplane-
rischen Standortprüfung“ ist zudem eine frühzeitige 
Abstimmung der Planungen durchzuführen. 

© Rainer Sturm / pixelio.de, Neubau Einfamilienhaus

Fazit: Von der Erkenntnis etwas tun zu müssen, bis 
zu sichtbaren Ergebnissen ist es häufig ein langer 
Weg. Gemeinsames Merkmal von demografischen 
Trends, gebauten Infrastrukturen, gewidmeten Flä-
chennutzungen und Infrastrukturfolgekosten sind die 
vergleichsweise langen „Halbwertzeiten“. Insofern 
sind eine langfristige Orientierung bzw. Planung und 
ein frühzeitiges Umsteuern notwendig. 

Wer ist für diese Aufgaben zuständig? 

Die Siedlungsflächenentwicklung wird in Niedersach-
sen wesentlich durch die Kommunen gesteuert: Die 
Landkreise als Träger der Regionalplanung legen in 
ihren Regionalen Raumordnungsprogrammen 
Grundsätze und Ziele zur Siedlungsstruktur und zur 
Entwicklung der Zentralen Orte fest. Dabei sind die 
Zentralen Orte im Benehmen mit den Gemeinden 
räumlich als zentrale Siedlungsgebiete festzulegen. 
Im Rahmen der festgelegten Grundsätze und Ziele 
der Raumordnung bestimmen die Gemeinden die 
bauliche Entwicklung des Gemeindegebietes in ihren 
Flächennutzungsplänen in den Grundzügen und 
konkretisieren diese in ihren Bebauungsplänen. 
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Da die (potenziellen) Bewohner als Nachfrager über 
ihre Wohnstandortwahl mitentscheiden (und sich im 
Zweifel für die Nachbarkommune entscheiden), ist es 
Aufgabe der Kommunen, attraktive, gut erreichbare 
und demografiefeste Standorte anzubieten und deren 
Qualitäten zu vermitteln. 

Das Management der Infrastruktur ist – je nach Ein-
richtung – Aufgabe der Träger und Betreiber, die 
frühzeitig zusammen mit der Kommune an einen 
Tisch geholt werden müssen.  

Davon können wir lernen 

Analyse 

Das vom Land Niedersachsen geförderte Modell-
projekt „Umbau statt Zuwachs“ in der Region Weser-
bergland plus hat eine abgestimmte Siedlungsent-
wicklung angesichts notwendiger Umbau- und 
Schrumpfungsprozesse zum Ziel. Schwerpunkte sind 
ein regionsweites Leerstands- und Baulückenkataster 
als Planungs- und Vermarktungsgrundlage sowie 
Konzepte für den Um- und Neubau im Bestand.  

Informationen unter www.rek-weserbergland.de
oder bei der Geschäftsstelle des Modellprojektes  
c/o Landkreis Holzminden 
Tanja Klein, Tel. 05531 / 70 72 80 

© Landkreis Verden, Beteiligungsverfahren 

Der Landkreis Osterholz hat bei der Neuaufstellung 
seines Regionalen Raumordnungsprogramms 
(RROP) der Siedlungsentwicklung besonderes Ge-
wicht beigemessen, um angesichts des demogra-
fischen Wandels Wohn- und Infrastrukturstandorte 
besser miteinander zu vernetzen. So sollen Infra-
struktureinrichtungen für die Bevölkerung angemes-
sen erreichbar bleiben und effizient ausgelastet wer-
den können. Gemeinsam mit den Gemeinden wurde 
ein ambitioniertes Steuerungssystem entwickelt. So 
wurden die zentralen Siedlungsgebiete und für „Sied-
lungsentwicklung besonders geeignete Orte oder 
Ortsteile", auf die die Siedlungsentwicklung vorrangig 
auszurichten ist, in der zeichnerischen Darstellung 
räumlich abgegrenzt. Sofern in diesen Bereichen 
eine Siedlungsentwicklung nicht möglich ist, ist diese 
auf ebenfalls räumlich näher abgegrenzte „Sonstige 
für eine Siedlungsentwicklung geeignete Orte oder 
Ortsteile" zu konzentrieren.  

In allen übrigen Bereichen soll die Siedlungsentwick-
lung auf eine Eigenentwicklung beschränkt bleiben. 
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Kontakt: Landkreis Osterholz 
Markus Kampmann, Tel. 04791 / 930-571 
markus.kampmann@landkreis-osterholz.de
weitere Informationen unter www.landkreis-
osterholz.de  Unser Landkreis Kreis im 
Überblick Daten und Fakten Nutzungsstruk-
tur Regionales Raumordnungsprogramm 

Die Erhebung der Innenentwicklungspotenziale für 
Wohnen in der Stadt Büdelsdorf (Schleswig-Holstein) 
in Form von Baulücken, Brachflächen, untergenutz-
ten Flächen, dauerhaften Leerständen oder abgängi-
gen Gebäuden erfolgte im Rahmen der Gebietsent-
wicklungsplanung für den Lebens- und Wirtschafts-
raum Rendsburg durch die Auswertung von Plänen, 
Katasterdaten und Luftbildern sowie Begehungen. 
Sogenannte „Prüfbaukörper“, die prägende Baufor-
men im Umfeld abbilden, dienen zudem zur Abschät-
zung der Bebaubarkeit. Anhand eines Punktesys-
tems werden die Realisierungschancen der Poten-
zialflächen vereinfacht dargestellt. 

Kontakt: Stadt Büdelsdorf 
Hans-Jürgen Grabau, Tel. 0433 / 355-140 
hans-juergen.grabau@buedelsdorf.de

Die frühzeitige Kenntnis (demografisch bedingter) 
Fortzüge, Eigentümerwechsel oder Hausverkäufe ist 
wichtige Grundlage zur Vermarktung der Bestands-
immobilien durch Ansprache und Unterstützung der 
Eigentümer. Basis ist die Verknüpfung von Einwoh-
nerdaten mit Baustrukturen (z.B. als GIS), ergänzt 
durch Vor-Ort-Checks sowie (insbesondere in kleinen 
Gemeinden) die Ortskenntnis des Bürgermeisters.

So zeigt die Alters-Leerstands-Karte aus der „Tool-
Box Zukunftscheck Ortskernentwicklung“ des Land-
kreises Osnabrück (speziell zu gewerblich genutzten 
Immobilien) bestehende Leerstände sowie Geschäf-
te, die voraussichtlich bald leer stehen, etwa weil der 
Inhaber in den Ruhestand geht und kein Nachfolger 
vorhanden ist. 

Kontakt: Landkreis Osnabrück 
FD Planen und Bauen 
Arndt Hauschild 
Tel. 0541 / 501-4055 
www.lkos.de  Arbeit Wirtschaft Bauen  

 Planen und Bauen 

Abbildung 6: Alters-Leerstands-Karte 

Quelle: Landkreis Osnabrück, CONVENT Mensing 

Der „Cuxhavener Wohnlotse“ bietet als Teilprojekt ein 
Demografiekataster, verbunden mit einem Unterstüt-
zungsangebot für Eigentümer. 

Kontakt: Stadt Cuxhaven 
FB Stadtentwicklung und Bauen 
Tanja Gohrbandt  
tanja.gohrbandt@cuxhaven.de
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Eine Arbeitshilfe für Kommunen für qualitätsvolle 
Innenentwicklung hat die Landesplanung Schleswig-
Holstein herausgegeben. Dokumentiert werden die 
Ergebnisse eines Workshops sowie die bisherigen 
kommunalen Erfahrungen mit Innenentwicklung. 

www.landesplanung.schleswig-holstein.de
 Einzelthemen 

Der Folgekostenrechner, entwickelt vom Planungs-
büro Gertz Gutsche Rümenapp macht eine Abschät-
zung der Folgekosten einer Neubaufläche mit weni-
gen Eingaben schnell und einfach möglich. Belastba-
re Durchschnittswerte für Kosten sind im Programm 
hinterlegt, können aber auch individuell angepasst 
werden. 

www.was-kostet-mein-baugebiet.de

Die „Innenstadtagentur Neustadt an der Weinstraße“ 
(Rheinland-Pfalz) ist eine Initiative zum Erhalt der 
Nutzungsvielfalt und Angebotsqualität aus Wohnen, 
Arbeiten, Gastronomie, Einkaufen, Bildung und Kultur 
im Stadtkern sowie der Baukultur der Neustädter 
Innenstadt.  

Gemeinsam mit der Wirtschaftsentwicklungs-
gesellschaft Neustadt mbH und der Willkomm Ge-
meinschaft e.V. bietet die Innenstadtagentur Vermitt-
lung und Beratung der Eigentümer und Geschäfts-
treibenden an: bei wichtigen Fragen der Nutzung 
bzw. Neuvermietung, der Modernisierung oder der 
baulichen Gestaltung. Projekte sind z.B. eine „Wohn-
raumbörse“ sowie eine Aktionswoche „Fläche sucht 
Nutzer“, die die zumeist gewerblichen Erdgeschoss-
leerstände am Rande der City wieder mit Leben  
füllen soll. 

Kontakt: Innenstadtagentur Neustadt an der 
Weinstraße, Herr Adams 
Tel. 06321 / 855508 
www.innenstadtagentur-nw.de 

Kommunikation

Die „Bürgerwerkstatt Venne 2025“ hat die Entwick-
lungsperspektiven der kleinen Ortschaft in einer 
Werkstattreihe im Rahmen des „Zukunftscheck Orts-
kernentwicklung“ des Landkreises Osnabrück mit 
Bürgerinnen und Bürgern diskutiert. Anhand eines 
Holzmodells der Ortschaft konnte die Ortsentwick-
lung „begreifbar“ gemacht werden. Die lokalen    
Akteure konnten sich so ein anschauliches Bild   
machen, u.a. bezüglich der Flächenbedarfe neuer 
Nutzungen. 

Das Modell lässt sich vor Ort flexibel aufbauen,   
indem die Holzmodelle der Gebäude auf einen aus 
mehreren Teilen bestehenden ausgedruckten 
Ortsplan gestellt werden. 

Kontakt: Gemeinde Ostercappeln  
Ortschaft Venne, BM Rainer Ellermann  
Tel. 05473 / 9202-10 
Landkreis Osnabrück, FD Planen und Bauen 
Arndt Hauschild, Tel. 0541 / 501-4055 

Abbildung 7: „Begreifbare“ Ortsentwicklung mit Holzmodell 

Quelle: CONVENT Mensing 
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Die Kommunikationsstrategie „Mittendrin ist in!“ der 
Metropolregion Hamburg will Informationen und Ar-
gumente für die Kommunalpolitik in eine verständli-
che Sprache übersetzen und den jeweiligen Nutzen 
für Politik und Kommunen herausstellen: Informatio-
nen und Argumente, gute Beispiele, Werkzeuge und 
Aktivierungsstrategien für eine flächensparende Sied-
lungsentwicklung und qualitätsvolle Innenentwicklung 
sind in einer Broschüre zusammengestellt. 

Download unter www.mittendrin-ist-in.de

Die im 2. Halbjahr 2010 durchgeführte Veranstal-
tungsreihe „Auf den Ortskern kommt es an! Innen-
entwicklung als Zukunftsaufgabe?“ der Regierungs-
vertretung Braunschweig in Zusammenarbeit mit dem 
Regionalverband Südniedersachsen thematisiert 
Möglichkeiten und Beispiele zur Stabilisierung der 
ländlich geprägten Region und ihrer Ortskerne. 

Flyer unter www.regionalverband.de
dort auch Download ausgewählter Vorträge 

Das Internetportal „Zukunft Fläche" des Niedersäch-
sischen Umweltministeriums ist anlässlich der      
Tagung „Flächen sparen – Land bewahren“ am 6. 
Dezember 2010 ans Netz gegangen. Es bietet Argu-
mente, Informationen zu Instrumenten und gute Bei-
spiele für den bewussten und effizienten Umgang mit 
der Ressource „Fläche", damit die Gemeinden aktiv 
werden können. 

www.zukunftflaeche.niedersachsen.de

Innenentwicklung 

„MElanIE – Modellvorhaben zur Eindämmung des 
Landschaftsverbrauchs durch innerörtliche Entwick-
lung“ des Ministeriums für Umwelt im Saarland bietet 
Beratung, Förderung und Beispiele für die Kommu-
nalpolitik, mit den Problemen des demografischen 

Wandels in ihrem Dorf kreativ umzugehen und Lö-
sungen zu entwickeln. Unter dem Motto „Wir machen 
Luscht aufs Dorf“ finden sich auch Motivationsstrate-
gien zur Aktivierung der Innenentwicklung in kleine-
ren Gemeinden.  

Informationen, Förderrichtlinien und erfolgreiche 
Projekte finden sich unter 
www.saarland.de/5113.htm

Die altershomogenen Bestandsgebiete der 50er und 
60er Jahre im Landkreis Harburg wurden im Rahmen 
eines Demografie-Gutachtens näher untersucht: Die 
Immobilien mit über 65-Jährigen wurden anhand der 
Einwohnerstatistik identifiziert. Durch ergänzende 
„Vor-Ort-Checks“ (z.B. Zustand der Immobilie und 
des Vorgartens) wurden potenzielle Handlungsbedar-
fe identifiziert. Ein externer Architekt wurde mit der 
Wohnberatung beauftragt: Im Rahmen von Sprech-
stunden sowie durch Ansprache Einzelner sollen die 
Eigentümer sensibilisiert werden, sich mit dem The-
ma „Wohnen im Alter“ zu befassen. 

Kontakt: Landkreis Harburg 
C. Peters  
Tel. 04171 / 693362 
c.peters@lkharburg.de

Einen Überblick über neue Ansätze und Beispiele 
zum intelligenten und sparsamen Umgang mit Flä-
chen bieten die 24 Ausgaben der „Flächenpost“, die 
bis Oktober 2010 im Rahmen des Förderschwer-
punktes REFINA (Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme) des Bundesforschungsministeriums 
erschienen sind. 

Informationen unter www.refina-info.de
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Neubauentwicklung 

Die Kooperation der Gemeinden im Lebens- und 
Wirtschaftsraum Rendsburg in Schleswig-Holstein ist 
ein bereits länger bestehendes Beispiel für eine flä-
chenbezogene Gebietsentwicklungsplanung.  

Kern der auf gemeinsamen Zielen, Verträgen und 
einer festen Gremienstruktur beruhenden Koopera-
tion ist ein Entwicklungsplan, der u.a. auf Basis von 
Flächenbedarfsrechnungen die bauliche Entwicklung 
in den dreizehn beteiligten Kommunen steuert. Der 
Interessenausgleich wird über einen Strukturfonds 
hergestellt. Der Fonds wird aus Beiträgen der Kom-
munen und einer Baulandabgabe gespeist. Aus dem 
Fonds werden Leitprojekte zum Erhalt und zur Wei-
terentwicklung der Infrastruktur finanziert. 

Kontakt: Geschäftsführende Gemeinde 
Amt Fockbek, Rainer Hinrichs  
Tel. 04331 / 667719  
r.hinrichs@fockbek.de
Institut Raum & Energie 
Jürgen Wittekind 
Tel. 04103  / 16041 
wittekind@raum-energie.de

Die „Gläserne Konversion Barnstorf“ im Landkreis 
Diepholz ist ein Beispiel für ein nachhaltiges kommu-
nales Flächenmanagement unter Beteiligung der 
Bürger. Im Verlauf des REFINA-Projektes (Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme) wurde – gestützt 
auf regionalökonomische und demografische Analy-
sen sowie Befragungen und Workshops – die ehe-
malige Hülsmeyer-Kaserne erfolgreich vermarktet. 
Zudem hat ein Prozess des Umdenkens in der Be-
völkerung eingesetzt: In der Samtgemeinde Barnstorf 
sollen künftig keine neuen Baugebiete mehr ausge-
wiesen werden, stattdessen wird der Innenverdich-
tung Vorrang gegeben. 

Weitere Informationen zum Projekt 
unter www.glaesernekonversion.de
oder www.barnstorf.de

Interkommunale Kooperation 

Die strategische interkommunale Flächenentwicklung 
und -vermarktung ist ein wichtiges Thema für den 
Kommunalverbund. Für jeden Ansiedlungswunsch 
die passende Fläche? Ein Gewerbeflächenpool kann 
das leisten. Denn er vermarktet die Gewerbeflächen 
mehrerer Kommunen aus einer Hand: Bestands-
flächen, neue Flächen in den beteiligten Kommunen 
sowie neue gemeinsame, verkehrsgünstige Stand-
orte.  

Der Mix macht´s. Denn durch nachfrageorientierte 
Erweiterung des kommunalen Flächenangebotes 
entsteht ein regionales Portfolio mit unterschiedlichen 
Flächenprofilen. So haben Unternehmen größere 
Auswahlmöglichkeiten für geeignete Standorte. Und 
weil Neuansiedlungen und Expansion bestehender 
Betriebe positive Effekte auf Arbeitsmarkt und Zulie-
ferbetriebe auch der Nachbarkommunen haben, ist 
es nicht mehr entscheidend, auf welcher Fläche in 
welcher Gemeinde sich der Betrieb ansiedelt: Denn 
alle beteiligten Kommunen profitieren von den Effek-
ten innerhalb der Wirtschaftsregion.  

Ein umsetzungsreifes Gutachten liegt vor – dieses 
hat der Kommunalverbund gemeinsam mit der Stadt 
Delmenhorst und der Gemeinde Ganderkesee erar-
beitet und im September 2009 dem Regionalbeirat 
präsentiert. Das Gutachten zum Gewerbeflächenpool 
enthält praxisorientierte Umsetzungsempfehlungen 
und kann auch für ähnliche Vorhaben in anderen 
Kommunen herangezogen werden. 
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Abbildung 8: Aufgaben der Kooperation im Gewerbe-
flächenpool 

Quelle: CONVENT Mensing, Prof. Dr. Götz v. Rohr 

Kontakt:  
Kommunalverbund Niedersachsen / Bremen 
Tel. 04221 / 981240 
info@kommunalverbund.de
Download des Gutachtens unter 
www.kommunalverbund.de

Die Gemeinden Hude und Ganderkesee haben den 
„Zweckverband KommunalService NordWest“ mit 
Betriebsstellen in Hude und Ganderkesee gegründet. 
Der Zweckverband ist seit dem 1. Januar 2010 ei-
genständig für Arbeiten der bisherigen Bauhöfe zu-
ständig, wie z.B. die Unterhaltung der Straßen, Wege 
und Plätze, die Straßenbeleuchtung, die Regenwas-
serkanalisation, die Pflege der öffentlichen Grünanla-
gen sowie für Winterdienst und Straßenreinigung. 

Kontakt:  
Zweckverband KommunalService NordWest  
Tel. 04222 / 9465-0 
info@kommunalservice-nw.de
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3.2. Handlungsfeld Wohnen /           
Demografiefeste Quartiere 

Das kommt auf uns zu 

Zukunftsfähige Wohnstandorte für Erwerbstätige, 
Familien und die wachsende Zahl älterer Menschen 
sind ein zentraler Standortfaktor im demografischen 
Wandel. Wohnen im Alter bzw. lebenslanges Woh-
nen gewinnt an Bedeutung. Die Trends: 

Bedeutsam für die Wohnungsmärkte sind die 
Veränderungen der Alters- und Haushaltsstruktu-
ren: Die Nachfrage der Haushalte nach Wohnun-
gen und Bauland ist, abhängig vom Standort, 
mittelfristig tendenziell rückläufig - wobei die Zahl 
der kleinen Haushalte bei steigender Pro-Kopf-
Wohnfläche zunimmt, die Zahl der großen Haus-
halte hingegen abnimmt. Die Zunahme der klei-
nen Haushalte resultiert wesentlich aus der Alte-
rung und der geringeren Zahl der Kinder in den 
Familien. Sind die Kinder aus dem Haus, erfolgt 
zudem häufig ein Umzug in eine kleinere und 
zentraler gelegene Immobilie (abhängig von An-
gebot und Nachfrage auf dem Immobilienmarkt). 

Aufgrund der rückläufigen Nachfrage sinken – 
lagebedingt – die Preise für Bestandsimmobilien, 
erste Leerstände treten auf. Von der rückläufigen 
Nachfrage nach Wohneigentum / Immobilien mit 
der Gefahr sinkender Preise und abnehmender 
Investitionsbereitschaft in Modernisierung dürften 
primär die eher ländlichen Gemeinden mit rück-
läufiger Bevölkerung und deutlicher Alterung be-
troffen sein. Zu betrachten ist dies jedoch in Ab-
hängigkeit der Infrastruktur- und Mobilitätsange-
bote sowie weicher Standortfaktoren. 

Die Bestandsimmobilien müssen fit gemacht wer-
den: Die überwiegende Zahl der älteren Men-
schen wohnt in einer „normalen“ Wohnung; die 
meisten von ihnen wollen dort auch im hohen     
Alter wohnen bleiben. Der Bedarf an alter(n)s-

gerechten, barrierefreien Wohnungen steigt. 
Derzeit ist jedoch erst ein sehr geringer Teil der 
Wohnungen angepasst. 

Neben der Notwendigkeit, das Haus oder die 
Wohnung altersgerecht umzubauen, wird die 
energetische Modernisierung angesichts sich 
verschärfender Vorschriften der Energieeinspar-
verordnung (EnEV) und steigender Energiekos-
ten immer wichtiger.  

Abbildung 9: Maßnahmen für altersgerechtes Umbauen 

© BMVBS 2010: Broschüre „Altersgerecht Umbauen“, S.18 f. 

Zusätzlich zur einzelnen Immobilie rückt die Be-
deutung des Wohnumfeldes sowie des gesamten 
Quartiers in den Fokus, um sich im Alter selbst-
ständig versorgen und Kontakte knüpfen zu kön-
nen: von Zugänglichkeit über Sicherheit bis zu 
Nahversorgungs- und Freizeitangeboten. Diese 
wohnungsnahen Angebote schätzen im Übrigen 
auch junge Familien, alleinerziehende Eltern und 
berufstätige Singles. Gefragt sind demografie-
feste und qualitätsvolle Quartiere mit attraktiven 
Infrastruktur- und Nahversorgungsangeboten. 
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„Demografiefest“ heißt auch, einen ausgewogenen 
Mix der Bewohnerstruktur zu schaffen und zu erhal-
ten: von Alt und Jung, Migranten und „Einheimi-
schen“. Denn die ethnische Vielfalt der Bewohner ist 
eine weitere Dimension des demografischen Wan-
dels – mit vielfältigen Wünschen an Wohnung, Kultur, 
Nahversorgung und Freizeit.  

© Erysipel / pixelio.de, Generationenübergreifende Nachbarschaft  

Dies betrifft alle Siedlungstypen, einschließlich 
der Kernstadt Bremen. So können im Prinzip ge-
fragte innerstädtische Altbauquartiere aufgrund 
von    Angebotsmängeln im Wohnumfeld an At-
traktivität für Familien verlieren. Mögliche Folge 
kann eine Entmischung und ein fehlender sozia-
ler Mix sein. Eine weitere mögliche Folge: Auf-
grund rückläufiger Mieten sinkt die Investitions-
bereitschaft der Eigentümer und verstärkt das 
„Abrutschen“ des Quartiers. 

Aufgrund der quantitativen und qualitativen Ver-
änderungen der Nachfrage auf dem Wohnungs-
markt ist es daher unumgänglich, dass Eigen-
tümer ihre Immobilien marktfähig halten und im 
Übrigen eine stärkere Verantwortung für ihr     
Umfeld übernehmen. ( Davon können wir ler-
nen: EigentümerStandortGemeinschaften)

Das müssen wir tun: Handlungsoptionen 

Die Zukunft des Wohnens spielt eine zentrale Rolle 
für die Kommunen, um Einwohner zu halten und 
neue zu gewinnen. Der Wettbewerb um Einwohner 
nimmt zu. Entscheidende Einflussfaktoren sind auch 
zukünftig das lokale Arbeitsplatzangebot als Motor für 
Zu- und Abwanderungen sowie Struktur und Dynamik 
der Bevölkerung und Haushalte.  

Eine fundierte Analyse auf kommunaler Ebene ist 
unerlässlich. Benötigt werden insbesondere 

eine Bevölkerungs- und Haushaltsprognose so-
wie 

kleinräumige Daten zu Haushalten (Zahl, Struk-
tur, Größe) und Wohnungsbeständen (quantitativ 
und qualitativ), inkl. vorhandener und zu erwar-
tender Leerstände. 

Sinnvoll ist der Aufbau einer „Wohnungsmarkt-
beobachtung“ (Darstellung von Wohnungsangebot, 
Wohnungsbedarf /-nachfrage sowie die resultierende 
Wohnraumversorgung und Marktsituation) auf    
kommunaler oder regionaler Ebene, um frühzeitig auf 
Trends reagieren zu können. ( Davon können wir 
lernen)

Dabei sind die unterschiedlichen Handlungsnot-
wendigkeiten zu berücksichtigen: Bei schon heute 
rückläufiger Nachfrage erhöht sich die Wahlfreiheit 
der Wohnungssuchenden, so dass nicht mehr zeit-
gemäße Bestände unter Druck geraten. Kommunen 
mit noch steigender Wohnraumnachfrage laufen 
Gefahr, durch Neubau mittelfristig Überkapazitäten 
aufzubauen, die zukünftig möglicherweise an      
siedlungsstrukturell „falschen“ Standorten liegen. 

Insofern sind zunächst auf Basis der Analyse die 
wohnungspolitischen Ziele und Zielgruppen zu     
konkretisieren: Sind wir auf dem richtigen Weg? Wer 
wohnt in 15 Jahren bei uns, wenn die derzeitige Ent-
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wicklung anhält? Welche Potenziale hat unsere    
Gemeinde, um bestimmte Bewohner anzuziehen? 
Haben wir dafür die „richtigen“ Wohnungsbestände?  
Wo müssen wir anpassen, umbauen und ggf. neu 
bauen? Wo können wir, unter Berücksichtigung der 
Infrastrukturauslastung und ggf. in Kooperation mit 
der Nachbargemeinde, unser Wohnungsangebot 
sinnvoll abrunden? 

Auch wenn die junge Familie als Nachfragepotenzial 
abnimmt, bleibt sie doch wichtig für die Zukunft der 
Kommunen. Diese Zielgruppe ist mit kinder- und 
familienfreundlichen Angeboten zu umwerben. Ältere 
Menschen sind demgegenüber die einzige noch 
wachsende Nachfragegruppe – mit heterogenen 
Lebensstilen und Wohnwünschen. Ziel ist es , beide 
Zielgruppen zu bedienen. Die Strategie muss lauten: 
Wohnqualität im Quartier ein Leben lang. 

Ca. 90 % der Immobilien von morgen sind bereits 
gebaut, die Zukunft des Wohnens findet somit we-
sentlich im Bestand statt. Dies bedeutet, dass auf der 
vorhandenen Siedlungsstruktur und dem bestehen-
den Bewohner-Mix aufgesetzt werden muss.  

Neue Konzepte und Ideen für Bauen und Wohnen im 
Neubau und im Bestand sowie für Umfeld und    
Quartiere sind jetzt gefragt, wobei auch die unter-
schiedlichen Eigentumsstrukturen zu berücksichtigen 
sind: neben den Wohnungsgesellschaften insbeson-
dere kleinteilige Grundeigentümerstrukturen in Ein-
familienhausgebieten. 

Aus den Trends und Handlungsoptionen ergeben 
sich folgende zentrale Aufgaben: 

Schaffung demografiefester Quartiere 

Bauliche Anpassung von Bestandsimmobilien 

Vermarktung von Bestandsimmobilien 

Neubauentwicklung vor allem in zentralen Lagen 

Demografiefeste Quartiere 

Demografiefeste Quartiere bieten einen auch zu-
künftig ausgewogenen Mix aus alten und jungen 
Bewohnern sowie Bewohnern unterschiedlicher   
Herkunft. Sie sind quasi der Gegenentwurf zum 
durchalterten Stadtquartier und dem altershomoge-
nen Einfamilienhausgebiet mit heute 60- bis 70-
jährigen Eigentümern. Hierbei sind die zunehmend 
nachgefragten Formen gemeinschaftlichen, generati-
onenverbindenden und genossenschaftlichen Woh-
nens mit zeitgemäßer Versorgung und Pflege zu 
berücksichtigen – im Bestand wie im Neubau.  

Voraussetzungen und Steuerungsmöglichkeiten sind 
„passende“ Wohnformen und Immobilientypen für die 
verschiedenen Zielgruppen, ein Mix aus Miet- und 
Eigentumswohnungen sowie eine entsprechende 
Vermarktung und Belegung (bei größeren Beständen 
einzelner Vermieter). Weiterhin wichtig sind 
demografiefeste Freizeit-, Nahversorgungs- und  
Infrastrukturangebote. Die integrierte Betrachtung 
muss neben (städte-) baulichen auch soziale      
Funktionen und Beziehungen berücksichtigen. 

© Bürgerstiftung Achim, Generationenpark 
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In kleineren Gemeinden und in gewachsenen Stadt-
quartieren bieten sich grundsätzlich Ansatzpunkte, 
die „Dorfgemeinschaft“ mit einzubeziehen: um Ange-
bote für ältere Menschen aktiv zu unterstützen, aber 
ebenso für Kinder- und Jugendangebote, um Attrakti-
vität für junge Familien zu schaffen.  

Bauliche Anpassung von Bestandsimmobilien 

Im Vordergrund einer qualitativen Umstrukturierung 
stehen Umbau und Modernisierung des Bestandes 
unter Berücksichtigung kleiner und älter werdender 
Haushalte, veränderter Wohnwünsche und energe-
tischer Aspekte. Ein zentrales Stichwort heißt „barri-
erefreier Umbau“, wobei breitere Türen ohne Schwel-
len oder ein Bad mit einer flachen Duschwanne nicht 
nur für ältere Menschen, sondern auch in jüngeren 
Jahren bereits mehr Komfort und Sicherheit bedeu-
ten können. „Universelles Design“ für jüngere und 
ältere Nutzer bedeutet Wohnqualität ein Leben lang.

Das heißt für die individuelle Planung: Steht sowieso 
eine Modernisierung an, sollten gleichzeitig die al-
tersgerechten Anforderungen mit berücksichtigt wer-
den, um ein lebenslanges eigenständiges Wohnen in 
den eigenen vier Wänden zu ermöglichen. 

Vermarktung von Bestandsimmobilien 

Bestandsimmobilien, die sich aufgrund von Zuschnitt 
oder Ausstattung nur noch schwer verkaufen oder 
vermieten lassen, müssen auch für die Wohnwün-
sche neuer Zielgruppen wie „junge Familien“ oder 
„junge Senioren“ fit gemacht werden. Je nach Lage 
und Immobilienmarktsituation (z.B. schrumpfende 
Einfamilienhausgebiete) kann es dabei neben bauli-
chen Maßnahmen auch um einen Umbau ganzer 
Bestandsgebiete gehen, verbunden mit gezielter 
Werbung für neue Zielgruppen, um die Quartiere 
demografiefest zu machen.  

© Tommy S. / pixelio.de, Bauplan 

Hierzu zählt auch die Lösung „Abriss und Neubau“, 
um zeitgemäße Wohnformen zu realisieren und Be-
standsgebiete zu verjüngen. Dies betrifft etwa Alt-
immobilien in verkehrsbelasteten innerörtlichen    
Lagen von Städten und Gemeinden. 

In ländlichen Gemeinden besteht die spezifische 
Notwendigkeit, ehemals landwirtschaftlich genutzte  
Immobilien sinnvoll und „bezahlbar“ nachzunutzen. 
Um die Bausubstanz und das Ortsbild zu erhalten, 
sind „Nischennutzer“ wie Pferdeliebhaber oder Künst-
ler anzusprechen, aber auch Handwerksbetriebe 
(Alternativstandort zum Gewerbegebiet).  



Handlungsfelder: Handlungsfeld Wohnen / Demografiefeste Quartiere

34 

Neubauentwicklung vor allem in zentralen Lagen 

Auch in Zukunft wird der Neubau von Wohnungen 
notwendig sein: zur Schaffung modernen Wohn-
raumes in Ergänzung zum nicht mehr zeitgemäßen 
oder verwertbaren Bestand sowie für Kommunen mit 
sich verändernder Wohnungsnachfrage. Dabei sind 
die Neubauvorhaben möglichst in zentralen Lagen zu 
realisieren („Innenentwicklung“), um die Bestände 
nicht abzuwerten, die Infrastruktur auszulasten und 
kurze Wege zu Einzelhandel, Kultur und Treffpunkten 
zu gewährleisten. ( Handlungsfeld Siedlungs-
entwicklung)

Wer ist für diese Aufgaben zuständig? 

Auf dem Wohnungsmarkt agieren überwiegend priva-
te Akteure: vom Einzeleigentümer bis zur großen 
Wohnungsgesellschaft; zudem gibt es den kommu-
nalen Wohnungsbau. Da die Kommunen Interesse 
an einer auch zukünftig stabilen Einwohnerzahl,  
einem attraktiven Wohnungsbestand und einem 
schönen Ortsbild haben, sollten diese in erster Linie 
aktiv gestalten – in Abstimmung mit den privaten 
Marktteilnehmern. 

Für die Realisierung demografiefester Quartiere   
bieten sich Steuerungsmöglichkeiten, um bestimmte 
Wohnformen und Immobilientypen für die gewünsch-
ten Zielgruppen zu realisieren: Im Neubau kann dies 
über Festsetzungen im B-Plan sowie (falls vorhan-
den) die Vergabe kommunaler Grundstücke erfolgen. 
Im Bestand ist es notwendig, die Eigentümer frühzei-
tig zu sensibilisieren, um dauerhaft eine demografie-
feste Wohnungsbelegung zu erreichen. In beiden 
Fällen sind ergänzend Freizeit-, Nahversorgungs- 
und Infrastrukturangebote zu schaffen, zu erhalten 
bzw. anzupassen. 

Die bauliche Anpassung und Vermarktung von    
Bestandsimmobilien ist Aufgabe der Eigentümer.  

Hier kann die Kommune Informationsangebote z.B. 
zur energetischen Modernisierung ausarbeiten und  
flankierend Architekten und Handwerker qualifizieren. 
Denn Bestandsentwicklung ist neben der wohnungs- 
und sozialpolitischen Aufgabe ein nicht unbedeuten-
der Wirtschaftsfaktor. Darüber hinaus kann die 
Kommune bei stagnierenden Wohnungsmärkten eine 
Art „Lotsenfunktion“ übernehmen, indem sie frühzei-
tig potenzielle Verkäufer und Käufer zusammen-
bringt. 

Die Bewohner, ob als Mieter oder Eigentümer, treffen 
letztlich die Entscheidung, wie und wo sie wohnen 
und leben möchten. Insbesondere die privaten 
Grundeigentümer sind bezüglich Trends und Hand-
lungsoptionen sowie Beratungs- und Fördermöglich-
keiten frühzeitig zu sensibilisieren (Anreize schaffen) 
und einzubeziehen. Ziel ist, die privaten Eigentümer 
zu einer Verantwortung nicht nur für die eigene Im-
mobilie, sondern für die eigene Straße oder das ei-
gene Quartier zu bewegen. Ähnlich wie Werbege-
meinschaften in Geschäftsstraßen bieten Zusam-
menschlüsse von Wohnungseigentümern Möglichkei-
ten für ein gemeinsames und abgestimmtes Handeln 
bis hin zur Vermarktung des Quartiers.  
( Davon können wir lernen: EigentümerStandort-
Gemeinschaften)

Das Thema „Altersgerecht Umbauen“ sollten sich die 
Kommunen ebenfalls zu eigen machen und in Ko-
operation mit lokalen Interessengruppen Angebote 
schaffen und kommunizieren, z.B. um über selbstbe-
stimmtes Wohnen im Alter zu informieren („Wohnbe-
ratung“). Hierzu zählen Hinweise auf Ansprechpart-
ner von der Planung bis zur Umsetzung, Messen und 
Ausstellungen mit Beispielen zum „Probewohnen“ 
sowie Beispiele für Finanzierung und Förderung, 
unter Einbeziehung der lokalen Kreditinstitute. Zur 
Wohnberatung gehört ein Beratungsnetzwerk aus 
Gemeinde, Architekten, Handwerkern und Kreditinsti-
tuten, um ausgehend von der persönlichen Situation 
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die relevanten Fragen klären zu können. Hier setzt 
das Förderprogramm „Altersgerecht Umbauen“ an. 
( Davon können wir lernen)

© Rainer Sturm / pixelio.de, Wohnungsmarkt 

Davon können wir lernen 

Für den Aufbau einer Kommunalen Wohnungsmarkt-
beobachtung, steht die NBank den Kommunen bera-
tend zur Seite. Das Ziel der Wohnungsmarktbe-
obachtung besteht darin, frühzeitig auf Trends der 
Bevölkerungs- und Wohnungsmarktentwicklung rea-
gieren zu können,  

Informationen unter www.nbank.de Woh-
nungsmarktbeobachtung (u.a. Download Frage-
bogen) 

Die Befragung zu Wohnwünschen der Stadt Delmen-
horst unterstützt eine zielgruppenorientierte Bauland-
politik, um Einwohner an Delmenhorst zu binden. 
Flankiert durch Pressearbeit und einen Runden Tisch 
„Immobilienwirtschaft“ wurden in den Jahren 

2008 / 2009 mittels Fragebogen Wünsche der Be-
wohner erfragt, die mittelfristig ihren Wohnort verän-
dern wollen. Ermittelt wurden Angaben zu Größen, 
finanziellen Vorstellungen, Lagequalitäten und Woh-
norten – als wichtige Beratungshilfe für  Entschei-
dungen bei der Baulandpolitik bzw. für Investitionen 
im Immobilienmarkt. 

Kontakt: Stadt Delmenhorst  
Fachdienst Stadtentwicklung und Statistik  
Christoph Jankowsky 
Tel. 04221 / 99 11 83 
christoph.jankowsky@delmenhorst.de

Zur Ansprache und Information sowie Sensibilisie-
rung und Aktivierung älterer Mieter und Eigentümer 
wird zunehmend das Instrument der „Wohnberatung“ 
auf kommunaler Ebene etabliert. 

Die Komplexität des Themas „Wohnen im Alter“ so-
wie die Tatsache, dass sich Menschen erfahrungs-
gemäß häufig erst (zu) spät mit dem altersgerechten 
Umbau ihrer Wohnung beschäftigen, macht eine 
Unterstützung möglichst aus einer Hand notwendig. 
Zur Wohnberatung sollte ein Beratungsnetzwerk aus 
Gemeinde, Architekten, Handwerkern und Kreditinsti-
tuten gehören, um ausgehend von der persönlichen 
Situation relevante Fragen klären zu können.  

Drei Beispiele für Beratungsnetzwerke seien hier 
stellvertretend genannt: 

1. Niedersächsische Fachstelle für Wohnberatung 
sowie Niedersachsenbüro – Neues Wohnen im Alter 
(eine Kooperation der Fachstelle mit dem Forum 
gemeinschaftliches Wohnen). 

Kontakt: Büro Bremen  
Dipl.-Soz. Wiss. Annette Brümmer 
Tel. 0421 / 55 10 108    
www.fachstelle-wohnberatung.de
www.neues-wohnen-nds.de/index.php
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© Alexandre Peruzzo, Miteinander Wohnen e.V., Senioren- WG 

2. Kompetenznetzwerk Wohnen mit Beratung und 
Information zu neuen Wohnformen im Alter, auch für 
fortgeschrittene Projektinitiativen, Kommunen und 
Wohnungsunternehmen. 

Kontakt: Forum Ältere Menschen Bremen e.V. 
c/o Amt für Soziale Dienste 
Tel. 0421 / 361-86 182 
forumaem@afsd.bremen.de

3. Die mobile Wohnberatung des Landkreises Os-
nabrück in Kooperation mit der Handwerkskammer 
Osnabrück-Emsland, die mit dem rollenden Info-
mobil auf Handwerkerschauen, Immobilienmessen 
oder Wochenmärkte kommt.  

Kontakt und Buchung des Infomobils: 
Landkreis Osnabrück 
Andreas Stallkamp  
Tel. 0541 / 501-3207 
andreas.stallkamp@lkos.de

Der Ratgeber „Wohnen ohne Barrieren“ im Landkreis 
Osnabrück zeigt bereits in der zweiten Auflage Wege 
und Beispiele, wie Barrierefreiheit im Haus oder in
der Wohnung verwirklicht und umgesetzt werden 
kann. Herausgeber sind die Handwerkskammer  
Osnabrück-Emsland, die IKK Niedersachsen sowie 
der Verein „Bauen & Wohnen barrierefrei e. V.“, ein 
Zusammenschluss von 64 Handwerksbetrieben  
unterschiedlicher Gewerke aus der Stadt und dem 
Landkreis Osnabrück. 

Ratgeber erhältlich bei der AOK Niedersachsen  
Maike Tesch  
Tel. 0541 / 34865-395 
maike.tesch@nds.aok.de
oder der Handwerkskammer Osnabrück-Emsland 
Joachim Prinz  
Tel. 0541 / 6929-150 
jprinz@hwk-os-el.de
www@hwk-os-el.de

Der „Housing Ambassador Zeeland“ ist ein Projekt 
zur Aufwertung des Wohnungsbestands, zur Beseiti-
gung von Wohnungsleerständen und zur Attrakti-
vierung der vom demografischen Wandel betroffenen 
niederländischen Provinz mit einer geringen Nach-
frage auf den Wohnungsmarkt. Der von der Region 
Zeeland bestellte und aus Mitteln der Provinz und 
des Projektes DC: NOISE finanzierte „Housing-
Ambassador“ („Wohn-Botschafter“) vermittelt Immo-
bilieneigentümern ein staatliches Darlehen von bis zu 
30.000 € zu einem Zinssatz von 0,5 % für Moderni-
sierungsmaßnahmen. 

Kontakt: Provinz Zeeland  
Marcel de Paauw  
Tel. +31 (117) 457259 
mdepaauw@gemeentesluis.nl
mehr Informationen: www.dcnoise.eu Home 
News News+archive Update the housing 
ambassador
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Das Förderprogramm „Jung kauft Alt” der Gemeinde 
Hiddenhausen in Nordrhein-Westfalen (21.000 EW) 
unterstützt junge Familien beim Erwerb eines min-
destens 25 Jahre alten Altbaus. Gefördert werden ein 
Gutachten mit Kostenschätzung sowie der Erwerb. 
Die Förderung beläuft sich auf jeweils 600 € Grund-
betrag plus 300 € pro Kind (maximal 1.500 €). Beim 
Erwerb läuft die Förderung über 6 Jahre. Von Juli 
2007 bis November 2010 wurde der Erwerb von 85 
Altbauten gefördert – mit einer Bewohnerzahl von 
161 Erwachsenen, 82 Kindern und 11 neugeborenen 
Kindern. 

Kontakt: Gemeinde Hiddenhausen 
Alexander Graf  
Tel. 05221 / 964-248 
a.graf@hiddenhausen.de
www.hiddenhausen.de

Der Aktions- und Förderplan „Leben im Dorf – Leben 
mittendrin“ der Verbandsgemeinde Walmerod 
(Rheinland-Pfalz) beinhaltet die Förderung von    
Erwerb und Sanierung alter Bausubstanz, Bebauung 
von Baulücken sowie Abriss alter Gebäude und Neu-
bau an gleicher Stelle. Die Förderung wird als Zins-
zuschuss gewährt. Für fünf Jahre werden auf maxi-
mal 50.000 € effektiv bestehende Darlehensverbind-
lichkeiten 2 % Zinsen übernommen.  

Kontakt: Verbandsgemeinde Walmerod 
Herr M. Hehl  
Tel. 06435 / 508-37 
m.hehl@walmerod.de
Informationen unter www.dorfboerse.de

Zur Verwirklichung veränderter Wohnansprüche gibt 
es bereits gute Beispiele in der Region Bremen:  
Der „Regionale Wohnatlas“ und der „Transnationale 
Wohnatlas“ des Kommunalverbundes dokumentieren 
innovative Projekte und gute Beispiele und geben 
über die unterschiedlichen Wohnformen Auskunft.  

Informationen unter www.regionaler-wohnatlas.de
und www.housing-atlas.eu

Ein Beispiel für die kompetente Beratung und Infor-
mation zum Thema Wohnungsanpassung und 
barrierefreies Planen, Bauen und Wohnen ist der 
gemeinnützige Verein kom.fort e.V. in Bremen. Er 
versteht sich als Ansprechpartner für alle planeri-
schen und bautechnischen Fragen sowie für Kosten 
und Möglichkeiten der Finanzierung und vermittelt 
kompetente Partner aus Planung, Bau und Hand-
werk. Eine Ausstellung zeigt auf 200 qm Produkte 
und technische Hilfsmittel für bauliche Wohnungs- 
anpassung zum Anschauen und Ausprobieren. 

Informationen unter www.kom-fort.de;
dort auch Möglichkeit zum Download der    
„Checkliste Wohnraumanpassung“ 

© Einsiedel und Partner GmbH, Barrierefrei umgebautes Bad  

Das Projekt „Wohnen in der Zukunft – Wohnen in 
einer alternden Gesellschaft“ des Landkreises Oster-
holz hat zwei Ziele: Die Bereitschaft der Menschen 
zu fördern, rechtzeitig zu handeln und ihr zukünftiges 
Wohnen selbstständig zu gestalten, und Anreize für 
die Wirtschaft zu schaffen, geeignete Angebote für 
ein selbstbestimmtes Wohnen im Alter anzubieten. 
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Voraussetzung hierfür sind konkrete Beispiele für 
altengerechtes Wohnen, um Herausforderungen und 
Chancen aufzeigen zu können. 

Bisherige Aktivitäten sind u. a. eine Ideenwerkstatt 
„Chancen eines langen Lebens – wie wollen wir zu-
künftig wohnen“, die Qualifizierung von Planern und 
Handwerksunternehmen zur Erschließung des Ab-
satzmarktes 50 plus, die Planung eines Musterhau-
ses, eine Broschüre „Wohnen in der Zukunft“, die die 
Einwohner des Landkreises Osterholz für Möglichkei-
ten eines altersgerechten Umbaus sensibilisieren und 
konkrete Hilfestellungen bei der Entscheidungsfin-
dung geben soll sowie eine aktivierende Bürgerbe-
fragung in der Gemeinde Grasberg.  

Kontakt: Landkreis Osterholz 
Richard Eckermann 
Dezernent für Ordnung, Bauen, Umwelt 
Tel. 04791 / 930-200 
richard.eckermann@landkreis-osterholz.de
Informationen und Download der Broschüre 
„Wohnen in der Zukunft" unter:  
www.landkreis-osterholz.de  Unser Landkreis  

 Kreis im Überblick  Demografische Entwick-
lung 

Die GEWOBA bietet umfassende Serviceleistungen 
für ältere Mieter. Um den vielfach langjährigen Mie-
tern auch in Zukunft ein selbstbestimmtes Wohnen in 
den eigenen vier Wänden zu ermöglichen, wurde die 
Abteilung „Servicemanagement“ geschaffen, die sich 
ausschließlich um die Belange der älteren Mieter 
kümmert: unentgeltlich und auf Wunsch auch in der 
eigenen Wohnung. 

Neben Beratung und Vermittlung hauswirtschaftlicher 
und sozialer Dienstleistungen, inkl. Fahrdienst und 
Hausnotruf, die zu Sonderkonditionen gebucht wer-
den können, gibt es ein Kundenmagazin speziell für 
diese Zielgruppe mit interessanten Themen und vie-
len Veranstaltungstipps. 

Kontakt: GEWOBA Aktiengesellschaft Wohnen 
und Bauen, Bremen  
Tel. 0421 / 36 72-171  Leiterin Service-
management  
www.gewoba.de  Mieten  Service für Ältere 

Ein Beispiel für ein multikulturelles Zentrum inklusive 
neuer Wohnangebote für Migranten ist das „Stif-
tungsdorf Gröpelingen“. Auf ehemals gewerblich 
genutzten Flächen entstand ein bunter Nutzungsmix 
aus 59 Wohnungen mit Serviceangeboten für ältere 
Menschen (davon 14 Wohnungen für ältere türkische 
Migranten), ein Stadtteil-Kulturzentrum mit Ateliers 
und weiteren Einrichtungen wie einem Café, einer 
Zweigstelle der Bremer Volkshochschule, einem 
Tagesbetreuungsangebot für Kinder sowie einem 
Pflegestützpunkt. 

© Bremer Heimstiftung, Stiftungsdorf Gröpelingen 

Das Projekt verknüpft den Ansatz des demografie-
festen Quartiers mit dem Erhalt historischer Bau-
substanz, einer kleinteiligen Entwicklung und der 
Beteiligung relevanter sozialer Gruppen zur Stärkung 
des Stadtteilzentrums Gröpelingen durch quartiers-
bezogene Dienstleistungen und Angebote. 
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Kontakt: Bremer Heimstiftung 
Stiftungsdorf Gröpelingen 
Sabine Schöbel  
Tel. 0421 / 3 80 41 10  
sabine.schoebel@bremer-heimstiftung.de
Projektsteckbrief unter 
www.regionaler-wohnatlas.de

 Stadtteil-/ Ortsteilentwicklung 

Die Immobilienbörse des Fleckens Ottenstein im 
Weserbergland (Landkreis Holzminden), Bundessie-
ger im Wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden 
– Unser Dorf hat Zukunft“ (2001), bietet Eigentümern 
und Vermietern von Wohnimmobilien per Aushang 
oder im Internet Möglichkeiten an, bei einer geplan-
ten Veräußerung Interessenten zu suchen. Durch 
den frühzeitigen und direkten Kontakt zwischen Ge-
meinde und Eigentümern wurden bereits etliche 
Leerstände vermieden. 

Kontakt: Kompetenzzentrum Ottenstein  
www.ottensteiner-hochebene.de  Bürgerservice 

 Bauen & Wohnen 

Der Beginenhof Bremen ist ein innerstädtisches 
Wohn- und Wirtschaftsprojekt. Er wurde in einem 
hochverdichteten Quartier der Bremer Neustadt in 
den Jahren 2000-2001 aus einer Fraueninitiative als 
umfangreiches Neubauprojekt auf einer 6.000 qm 
großen Gewerbebrache entwickelt. Die sozialen und 
gewerblichen Einrichtungen des Beginenhofes rich-
ten sich ausdrücklich auch an die Nachbarschaft und 
ergänzen das Angebotsspektrum des Stadtteils. 

Die insgesamt 85 Wohnungen sind je zu einem Drit-
tel Sozialwohnungen, Miet- oder Eigentumswohnun-
gen. Etwa 70 Frauen sowie 30 Kinder und Jugend-
liche leben hier in gemeinschaftlichen Wohnformen 
(so genannten „Wahlverwandtschaften“). Zudem sind 
Büros, Praxen und Ladenlokale entstanden: z.B. ein 
Gesundheitszentrum mit Fitness-Studio, ein Biola-

den, eine Zahnarztpraxis, ein Kindergarten sowie ein 
Lern- und Förderverein für SchülerInnen. Im 
Beginenhof wurden bisher rund 20 Arbeitsplätze 
geschaffen. 

Weitere Informationen unter www.beginenhof.de

Eine umfangreiche Sammlung von Ideen und guten 
Beispielen bietet das Forschungsfeld des Experimen-
tellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) „Innova-
tionen für familien- und altengerechte Stadtquartiere". 
Ziel ist es, innerstädtische Quartiere als Wohnstand-
ort und Erlebnisraum lebenswert zu gestalten und 
ihre Attraktivität zu erhöhen: durch Schaffung räumli-
cher Bedingungen, damit Familien in den Städten 
wohnen bleiben und ältere Menschen die Qualitäten 
städtischer Quartiere wieder entdecken. 

Informationen unter www.bbsr.bund.de          
Forschungsprogramme  ExWoSt  Aktuelle 
Forschungsfelder 

EigentümerStandortGemeinschaften (ESG) sind  
Zusammenschlüsse privater Eigentümer mit dem 
Ziel, durch Eigeninitiative und gemeinsames Handeln
das Umfeld bis hin zum gesamten Quartier zu stabili-
sieren und aufzuwerten. Erfolgsfaktoren sind insbe-
sondere gemeinsame Interessen auf Grundlage  
gemeinsam wahrgenommener Probleme und Ziele 
sowie Perspektiven und Maßnahmen für die eigene 
Immobilie und das Quartiersumfeld. Hinzu kommen 
funktionierende Arbeitsstrukturen (z.B. in Vereins-
form) sowie eine gute interne und externe Kommuni-
kation.  

Einen Überblick über die 15 EigentümerStandort-
Gemeinschaften im ExWoSt- Forschungsfeld 
„ESG im Stadtumbau“ bietet 
www.bbsr.bund.de  Forschungsprogramme  

 ExWoSt  Aktuelle Forschungsfelder
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Das Förderprogramm „Altersgerecht Umbauen“ der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), Programm-
Nummern 155 (Kredit) und 455 (Zuschuss), bietet 
flexible Fördermöglichkeiten zum Umbau der Immo-
bilie. Es kann von Eigentümern und Mietern jeden 
Alters in Anspruch genommen werden und lässt sich 
mit anderen KfW-Förderprogrammen (z.B. zur ener-
getischen Modernisierung) kombinieren. 

Informationen zu Maßnahmen und Konditionen  
unter www.kfw-foerderbank.de

Umfangreiche Broschüre des Bundesbau-
ministeriums mit zahlreichen Beispielen unter  
www.bmvbs.de  Bauen und Wohnen 
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3.3. Handlungsfeld Nahversorgung und 
Infrastruktur 

Das kommt auf uns zu 

Eine attraktive und möglichst wohnortnahe Versor-
gung sowie lebendige Ortskerne mit einem vielfälti-
gen Mix aus Handel und Dienstleistungen sind    
wesentliche Qualitätsmerkmale von Städten und 
Gemeinden. Allerdings bestehen bereits seit vielen 
Jahren wirkende Trends, aufgrund derer die Nahver-
sorgung zunehmend unter Druck gerät: 

Infolge veränderter Altersstrukturen wandelt sich 
das Einkaufs- und Mobilitätsverhalten. Die zu-
nehmende Zahl älterer Menschen neue Nachfra-
gepotenziale (z.B. Gesundheitsdienstleistungen). 

Die Zahl der Kunden nimmt tendenziell ab – auf-
grund der insbesondere in einigen niedersächsi-
schen Kommunen der Region rückläufigen Be-
völkerung. Dies bedeutet einen Rückgang der 
Nachfrage und kann mittelfristig zu Auslastungs-
defiziten führen.  

Das Verbraucherverhalten hat sich – zum Teil 
unabhängig von demografischen Trends –        
gewandelt: Der Kunde wünscht ein attraktives 
und preisgünstiges Vollsortiment sowie eine aus-
reichende Zahl Parkplätze. Zwischen Luxusarti-
keln und Billiganbietern gerät das mittlere Markt-
segment im Handel unter Druck. 

Im Einzelhandel besteht bereits seit Jahren der 
Trend zu immer weniger Läden bei immer größe-
ren Verkaufsflächen. Kleine, inhabergeführte    
Geschäfte schließen, Folgenutzungen aus dem 
Einzelhandel sind häufig nicht mehr zu realisie-
ren – nicht zuletzt aufgrund der nicht mehr markt-
gängigen Flächengrößen in den Stadt- und Orts-
kernen. Discounter und (Nah-)Versorgungszen-
tren an den Ortsrändern verstärken diesen 
Trend. 

© Ks, Großflächiger Einzelhandel am Stadtrand 

Private Dienstleistungen wie Post und Banken, 
aber auch Krankenkassen, Ärzte und andere     
Infrastruktureinrichtungen ziehen sich aus kleine-
ren Orten im ländlichen Raum zurück und bün-
deln ihre Standorte. Hierfür sind vor allem wirt-
schaftliche Aspekte ausschlaggebend.  

Die in den Ortszentren in der Regel bestehende 
kleinteilige Geschäfts- und Eigentümerstruktur 
führt dazu, dass beim Management des Ge-
schäftsbesatzes mit dem Expansionsdrang pro-
fessioneller Filialisten nicht annähernd mitgehal-
ten werden kann, da die Werbegemeinschaften 
und häufig auch das City-Management lediglich 
ehrenamtliche Strukturen aufweisen und zudem 
vielfältige Einzelinteressen berücksichtigen müs-
sen. 

Mittlerweile haben sich verschiedene sogenannte 
„Kleinflächenkonzepte“ mit rund 400 qm Ver-
kaufsfläche am Markt etabliert, die (häufig als 
Ergänzung zu großflächigen Filialisten) mit zent-
rumsnaher Lage und speziellem Service bei den 
Kunden punkten können. ( Davon können wir 
lernen)



Handlungsfelder: Handlungsfeld Nahversorgung und Infrastruktur

42 

In der Summe dieser Trends sind in zahlreichen 
Kommunen vor allem an weniger attraktiven Standor-
ten (B- und C-Lagen) der Stadt- und Ortszentren 
zunehmend Leerstände zu beobachten. Die Auswir-
kungen sind im Einzelfall auch abhängig von der 
Kompaktheit der Siedlungsstruktur und des Ortszent-
rums.  

© Günter Havlena / pixelio.de, Einkaufsbummel 

Die Zukunft der Nahversorgung dürfte hinsichtlich der 
Verbraucherwünsche nicht wesentlich von den heuti-
gen abweichen: möglichst alle Angebote räumlich 
konzentriert, frisch und günstig. Die Befriedigung 
dieser Wünsche hängt jedoch zunehmend davon ab, 
wo der Wohnstandort liegt, wie die individuelle Mobili-
tät aussieht und wo die nächsten Einkaufsmöglich-
keiten sind. Insofern wird Nahversorgung auch zu-
künftig das Ergebnis von Kundenwünschen und  
attraktiven, wirtschaftlichen Betriebsformen des Ein-
zelhandels beziehungsweise privaten Dienstleis-
tungsangeboten sein – sowie der Steuerung durch 
die Kommunen mit den Mitteln des Städtebaurechts. 

In erster Linie haben die Ortszentren die Funktion, 
eine wohnortnahe Grundversorgung sicherzustellen. 
Damit sie diese Aufgabe erfüllen können, sind vo-

rausschauende, oft längerfristig angelegte Flächen-
planungen in den Kommunen erforderlich. Außerhalb 
der Ortszentren wird es Aufgabe der Kommunen 
sein, in der Bauleitplanung ein besonderes Augen-
merk darauf zu legen, dass Nahversorgungsbetriebe 
einen Wohnortbezug besitzen und einen maß-
gebenden fußläufigen Einzugsbereich aufweisen.  

Gerade im ländlichen Raum wird die Erreichbarkeit 
von Einkaufsmöglichkeiten für Kunden eine zuneh-
mend wichtige Rolle spielen. Für kleinere Geschäfte 
wird sich dort vermutlich die Beschaffung von Ware 
per Lieferlogistik erschweren. 

In Gebieten mit einem unzureichenden Nahversor-
gungsangebot sind Initiativen der lokalen Bevölke-
rung zu beobachten, ihre Nahversorgung „selbst in 
die Hand zu nehmen“ und durch Gründung von Ge-
nossenschaften oder durch Ankauf und Umbau leer 
stehender Gebäude neue Läden zu etablieren.  
( Davon können wir lernen)

Mobilität ist ein Schlüsselthema, das die Handlungs-
felder Wohnen, Nahversorgung und Siedlungsent-
wicklung verbindet. Die Mobilität nimmt grundsätzlich 
mit zunehmendem Alter ab3. Bevor wir jedoch „richtig 
alt" werden, kommt zunächst der Wechsel von regel-
mäßiger Arbeit in den Ruhestand – häufig noch ge-
sund und voller Energie. Im Ruhestand das Leben 
genießen heißt häufig auch, sein Mobilitätsverhalten 
zu verändern und neue Ziele anzusteuern. Dabei ist 
zu beobachten, dass die zukünftigen älteren Men-
schen die PKW-Nutzung aus ihrer „mobilen Jugend“ 
länger beibehalten als frühere Generationen. Zudem 
steigt der Anteil der PKW-Besitzer insgesamt, insbe-
sondere bei älteren Frauen. Die Sicherung der Mobi-
lität im ländlichen Raum wird zunehmend durch 
Aternativkonzepte zum regulären ÖPNV, wie z.B. 
Bürgerbusse, ergänzt werden müssen. 

3
Quelle: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
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© Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/ Niedersachsen, 
Bürgerbus 

Zusammengefasst hängt der Handlungsdruck insbe-
sondere davon ab, wie die einzelnen Trends vor Ort 
zusammenwirken, wie attraktiv der Ortskern und die 
gesamte Gemeinde ist und wie sich die Zukunft auf-
grund der Indikatoren Bevölkerungsabnahme, Alte-
rung und Anzahl der Arbeitsplätze darstellt.             
( vgl. Kap. 1)

Die konkreten kommunalen Handlungsmöglichkeiten 
stehen in Relation zum (noch) bestehenden Nachfra-
gedruck: In größeren Städten und Zentralen Orten, 
darunter auch einzelnen Bremer Stadtteilzentren, in 
denen noch ein ausreichender Geschäftsbesatz und 
Nachfragedruck besteht, kann weitgehend mit markt-
orientierten Konzepten (z. B. Zentrenkonzept) agiert 
werden. In kleinen Ortschaften in ländlichen Gebieten 
oder auch in einzelnen Bremer Nahversorgungszen-
tren, in denen der Besatz an Handels- und Dienstleis-
tungseinrichtungen ausdünnt beziehungsweise in 
Einzelfällen gar nicht mehr vorhanden ist und in de-
nen zukünftig aufgrund rückläufiger Bevölkerung die
Nachfrage weiter abnehmen wird, ist eine aktive Un-
terstützung durch die Kommune notwendig. 

Das müssen wir tun: Handlungsoptionen 

Jede Gemeinde, jedes Ortszentrum hat besondere 
Qualitäten und Alleinstellungsmerkmale. Aber es 
bestehen auch Herausforderungen – mehr oder we-
niger beeinflussbar und mitunter auch „hausge-
macht“: Lage und Standortgunst, Verkehrsanbindung 
und Einzugsgebiet, Siedlungsstruktur sowie gelten-
des Planungsrecht, Struktur und Kaufkraft der Bevöl-
kerung, Städtebau, Ambiente, Lebendigkeit, Grund-
stückspreise und Flächenverfügbarkeiten, aber auch 
das „Bewusstsein“ für eine demografiefeste Nahver-
sorgung und das entsprechende „Aktivitätsniveau“. 

Folgende Aufgaben stehen an: 

Analyse und Positionsbestimmung 

Strategische Ziele und Handlungsoptionen 

Operative Umsetzung / Maßnahmenplan 

Schritt 1: Analyse und Positionsbestimmung 

Zunächst sind die genannten Trends und Fakten für 
die eigene Kommune zu analysieren, um zu einer 
fundierten Positionsbestimmung zu kommen: 

Nahversorgung: Was ist (noch) vorhanden bzw. 
nicht mehr verfügbar? 

Wie ist der Geschäftsbesatz im Ortskern aufge-
stellt? Wo sind Probleme, Leerstände, ungeklärte 
Nachfolgeregelungen usw. vorhanden oder zu 
erwarten? Wo sind Erweiterungen möglich / ge-
plant? 

Wie stabil sind die Versorgungsstrukturen? Wie 
hoch ist der Leidensdruck der Geschäftsleute? 

Wie entwickeln sich Nachfrage und Kaufkraft?  

Ergebnis: Besteht heute und in naher Zukunft noch 
ein Nachfragedruck oder eher nicht? 
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Schritt 2: Strategische Ziele und Handlungsopti-
onen hinsichtlich Ortskern und Nahversorgung  

Übergeordnetes und aus INTRA (Interkommunales 
Raumstrukturkonzept Region Bremen) abgeleitetes 
strategisches Ziel für die Region ist die Realisierung 
zentrumsorientierter Ortsentwicklungskonzepte, in 
denen die Vision für die Kommune mit konkreten 
Aktivitäten und Aufwertungsstrategien für „die Mitte“ 
und den Geschäftsbesatz verknüpft wird. Folgende 
Leitfragen sind zu beantworten: 

Wie ist die zukünftige Entwicklung? Welche Be-
völkerung („alteingesessen“ und „neuzugezo-
gen“) wohnt in 20 Jahren bei uns? Und wie sind 
der Ortskern, der Geschäftsbesatz und die 
kommu-nale Infrastruktur dann aufgestellt?  

Wer kann und soll dann zukünftig im Ort einkau-
fen (Zielgruppen) und welche Anreize bieten     
unser Ortskern und unsere Gemeinde den Be-
wohnern und Kunden in Zukunft?  

Welcher Geschäftsbesatz wird noch benötigt? 
Welche Markt- und Standortfaktoren sprechen  
dafür, dass jemand im Ortskern ein Geschäft     
eröffnet? 

Was kann vor Ort getan werden, um die Attrak-
tivität und Lebendigkeit des Ortskerns zu erhal-
ten? Welche Akteure sind wichtig? 

Falls es Fehlentwicklungen in den Versorgungs-
strukturen gibt – wo sind Handlungsspielräume 
vorhanden? Wie kann kurz-, mittel- und langfris-
tig gegengesteuert werden? 

Wie können im Rahmen der Bauleitplanung die 
Versorgungsstrukturen im Ortskern gestärkt („In-
nenentwicklung“) und die verbrauchernahe Ver-
sorgung gesichert werden? 

Wie können Beeinträchtigungen durch Entwick-
lungen in Nachbarkommunen begrenzt werden? 

© Günter Havlena / pixelio.de, Fußläufige Erreichbarkeit 

Parallel zur zentrumsorientierten Entwicklungspla-
nung ist eine Steuerung des Einzelhandels in Orts-
randlage unbedingt notwendig. Als kommunal-
politische Entscheidungsgrundlage und als Pla-
nungssicherheit für die ansässigen Betriebe ist ein 
lokales Einzelhandelskonzept (idealerweise mit ex-
terner Unterstützung erstellt) unabdingbare Voraus-
setzung. 

Zur Steuerung großflächiger Einzelhandelsvorhaben 
in der Region Bremen wurde das IMAGE-Modera-
tionsverfahren (Interkommunale Moderation von An-
siedlungsvorhaben des großflächigen Einzelhandels) 
etabliert. Unter Moderation des Kommunalverbundes 
sollen mögliche Auswirkungen nach einheitlichen 
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Kriterien beurteilt und negative Auswirkungen auf 
Nachbarkommunen vermieden werden, etwa durch 
eine Anpassung des Vorhabens an vorhandene  
Entwicklungsspielräume. Künftig soll das Moderati-
onsverfahren so verändert werden, dass es auf dem 
Standortkonzept des in Erarbeitung befindlichen Re-
gionalen Einzelhandelskonzeptes basiert: Großflä-
chiger Einzelhandel soll nur an städtebaulich geeig-
neten Standorten angesiedelt werden. 

Vielfältige Impulse erfordern den Blick für das Ganze: 
Im Sinne eines „Puzzles“ (vgl. Abb. 10) sollten für 
einzelne Standorte passgenaue Strategien erarbeitet 
werden. Diese umfassen einen attraktiven Nut-
zungsmix als Voraussetzung für Frequenz, eine an-
sprechende Gestaltung des öffentlichen Raumes als 
Voraussetzung für Aufenthaltsqualität und die Koope-
ration von Grundeigentümern, Geschäftsleuten und 
Kommunen als Voraussetzung für die erfolgreiche 
Umsetzung.  

Abbildung 10: Das Planungs-Puzzle 

© Landkreis Osnabrück

Schritt 3: Operative Umsetzung / Maßnahmenplan 

Eine wettbewerbsfähige Nahversorgung ist abhängig 
vom Besatz, von der Marktsituation, der Bündelung 
mit anderen attraktiven und frequenzerzeugenden 
Angeboten, der Lage und der Erreichbarkeit. Aber 
was lässt sich konkret vor Ort tun? Welche Steue-
rungsmöglichkeiten und welche politischen Umset-
zungschancen bestehen in den Kommunen? 

Auch hier gilt: Es gibt viele Handlungsmöglichkeiten. 
Entscheidend ist die Situation vor Ort. Während die 
demografische Entwicklung, Trends im Einzelhandel 
sowie das Verbraucherverhalten praktisch nicht 
durch einzelne Kommunen beeinflussbar sind, bieten 
sich auf kommunaler Ebene dennoch Möglichkeiten 
zur aktiven Steuerung. 

Für den Einzelhandel bietet gerade das veränderte 
Konsumverhalten älterer Menschen Möglichkeiten, 
unmittelbar zu reagieren (z.B. Sortimente, Laden-
gestaltung, Service, Lieferservice). Vor allem der 
Convenience-Bereich wird für die älteren Menschen 
weiter an Bedeutung gewinnen.  

Aus den genannten Trends resultieren zunächst zwei 
grundsätzliche Handlungsrichtungen: 

Wenn die Nachfrage zurückgeht und die Lücken 
im Geschäftsbesatz größer werden, müssen der 
Besatz gebündelt und die zentralen Standorte 
gestärkt werden. Umgekehrt bedeutet dies, Be-
reiche in Randlagen aufzugeben, die standort-/ 
marktseitig nicht zu halten sind. Daher stellt sich 
die Frage: Wie lassen sich innerörtliche Immobi-
lien und Flächen mobilisieren, um marktgängige 
Standorte für die Nahversorgung anzubieten? 

Wenn sich die Zahl der Bewohner reduziert und 
diese infolge der zunehmenden Alterung nicht 
mehr so weite Wege gehen können, müssen wir 
enger zusammenrücken. Daher stellt sich die 
Frage: Welche Standorte sind zukunftsfähig?  
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Auch hier ist somit „Innenentwicklung“ gefragt. Denn 
neue Einzelhandelsgroßbetriebe an falschen Stand-
orten können die Bemühungen zur Stärkung der 
Ortskerne und Nahversorgung folgenreich schädigen. 
Daher ist zu klären, welche Entwicklungen nicht ge-
wünscht sind, vielleicht vorausschauend ausge-
schlossen werden müssen. Oft wirken sich Einzel-
handelsgroßprojekte über Gemeindegrenzen hinaus 
auf benachbarte Ortskerne aus. Regionale Ansied-
lungsregeln unterstützen die Maßnahmen der Kom-
munen und erleichtern die Verhandlungen mit Inves-
toren vor Ort.  

Insofern ist die Zentrumsorientierung und das politi-
sche Bekenntnis zur Mitte zwingende Voraussetzung 
für alle weiteren Maßnahmen. Mit einem Einzel-
handels- und Zentrenkonzept einschließlich eines 
„Maßnahmenplans Nahversorgung“ muss planungs-
rechtlich Vorrang für integrierte Standorte geschaffen 
werden – unter Einbeziehung zentrumsnahen  
Wohnens. Dadurch werden die Investitionsbedingun-
gen im Ortszentrum verbessert, attraktive Angebote 
für den Handel geschaffen und nicht zuletzt die viel-
fältigen Arbeitsplätze bei Einzelhandel und Dienst-
leistern gesichert. Wichtig ist, konkrete, machbare 
und finanzierbare Ziele zu formulieren und keine 
„Wunschzettel“. 

Die wichtigsten Maßnahmen im Überblick 

Schaffung finanzieller Anreize für umsetzungs-
orientierte (!) Ansätze: z.B. Beratungen, Work-
shops, Wettbewerbe. 

Sicherung und Ausbau der Zentralitätsfunktionen 
durch stärkere Vernetzung der einzelnen Funkti-
onen („Nutzungsvielfalt“) und Konzentration auf 
Versorgungskerne (Bündelung). 

Stärkere Kooperation von Planung, Wirtschafts-
förderung, Gewerbetreibenden, Grundeigentü-
mern und Kommunalpolitik (Stichworte „City-

Management“ und „Standortgemeinschaft“). Da-
bei sind möglichst dauerhaft selbsttragende 
Strukturen zu etablieren. 

Überprüfung des Geschäftsbesatzes und des 
Erscheinungsbildes der Geschäfte, dabei auch 
Prüfung der Zusammenlegungen benachbarter 
Flächen um marktgängige Verkaufsflächen-
größen anbieten zu können. 

Etablierung von Steuerungsinstrumenten wie  
Besatzsteuerung (koordinierte Vermietung und 
Nachnutzung), aktive Ansiedlungsförderung (un-
ter Einbindung der Wirtschaftsförderung), Leer-
standsmanagement und Bestandspflege. 

Auch Folgenutzungen aus den Bereichen Gast-
ronomie und Dienstleistungen (z.B. Gesund-
heitsdienstleistungen, Architektur- und Pla-
nungsbüros, touristische Angebote), je nach Pro-
fil der Kommune, suchen. 

Flankierende Steuerung mittels Bauleitplanung 
sowie auf Basis eines Einzelhandelskonzeptes, 
konsequente Prioritätensetzung in der Bauleit-
planung zugunsten ausgeglichener Versor-
gungsstrukturen.  

Ein Aktionsprogramm ableiten, das Geschäfts- 
leute und Grundeigentümer einbindet und die 
Kunden anspricht (Kundenbindungsmaßnah-
men). 

Erfolge feiern und nach außen kommunizieren, 
denn Erfolge beflügeln und motivieren. 

Evaluation der gewählten Maßnahmen durchfüh-
ren: Was läuft gut, wo besteht Anpassungs-
bedarf? 
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© Stadt Achim, Wochenmarkt 

Spezielle Handlungsoptionen bei schwachem 
Marktdruck 

Bei schwachem Marktdruck ist eine aktive Unterstüt-
zung durch die Kommune notwendig: Von Beratung 
und Koordination der Gewerbetreibenden über     
planungsrechtliche Möglichkeiten bis zu finanzieller 
Förderung. Hierzu zählen auch die bereits genannten 
Initiativen der lokalen Bevölkerung, ihre Nahversor-
gung „selbst in die Hand" zu nehmen und in Form 
von Genossenschaften oder durch Ankauf und Um-
bau leerstehender Gebäude neue Läden zu etablie-
ren. Handlungsfelder für die Kommunen sind etwa 
die Bereitstellung günstiger (Bestands-) Immobilien 
oder frühzeitige Kontakte zu Einzelhändlern, die ihr 
Geschäft in naher Zukunft aufgeben wollen.  

Insbesondere sollten gemeinsam mit Betreibern und 
Großhandel (Lieferlogistik) attraktive, auf die lokale 
Versorgungssituation zugeschnittene Kleinflächen-
konzepte mit Schwerpunkt auf Service, Frische und 
regionalen Produkten geprüft werden. Diese Ver-
triebsschienen können die lokale Nahversorgung 
sichern und stärken. Wichtig ist ein moderner Markt-
auftritt (kein „Tante-Emma-Image“) und Service-

angebote, wie z.B. ein Lieferservice. Die zentralen     
Voraussetzungen (Standort, Immobilie, Mietkosten 
und Betreiber) müssen stimmen.  

Beispiele „unterstützter“ Konzepte sind: 

Genossenschaften, Bürgerläden, Nachbar-
schafts- und Dorfläden und andere „Nischenkon-
zepte“ mit begrenztem Sortiment.  

Geförderte Konzepte, z.B. „CAP … der Lebens-
mittelpunkt“; dieser Lebensmittel-Anbieter nutzt 
die Fördermöglichkeiten einer Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung („HandiCAP“). 

Durch Anschubförderung plus absatzwirtschaft-
liche Beratung geförderte Konzepte wie die 
„MarktTreffs“ in Schleswig-Holstein.                    
( Davon können wir lernen)

© Ks, CAP-Lebensmittelmarkt in Bremen  

Für Teilräume mit begrenzten Tragfähigkeiten sind 
interkommunale Nahversorgungskonzepte mit 
„Scharnierstandorten“ zu erarbeiten, die für mehrere 
Orte die Versorgungsfunktion übernehmen. Zudem 
ist grundsätzlich eine Arbeitsteilung bezüglich einzel-
ner Versorgungsfunktionen („kooperierende Zentren“) 
anzustreben. 
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Eine vergleichbare Unterstützung im Bereich der 
Gesundheitsanbieter erfordert der zunehmende 
Rückzug der Ärzte aus den ländlichen Räumen.  
Jenseits der Bedarfsplanungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen bieten sich für Kommunen Optionen 
durch Anreize zur Niederlassung: z.B. durch günstige 
Vermietung von Immobilien oder Zuschüsse, aber 
auch durch die Bündelung mit anderen Nutzungen 
wie Ärztehäusern, Gesundheitszentren, Filialpraxen 
oder speziellen Mobilitätsangeboten für Patienten 
(Ärzte-Shuttle etc.). 

Wer ist für diese Aufgaben zuständig? 

Für die Ausstattung mit Nahversorgungsangeboten 
oder den Besatz funktionierender Ortszentren gibt es 
keine eindeutigen Zuständigkeiten. Gerade hierin 
besteht die besondere Herausforderung dieses 
Handlungsfeldes. Die Gemeinde hat sicher das größ-
te Interesse an einer guten Versorgungssituation und 
verfügt zudem in der Regel über Know-how und Res-
sourcen, um schnell und professionell reagieren zu 
können. 

Während die Sicherung der Daseinsvorsorge origi-
näre Aufgabe der öffentlichen Hand ist, sind bei der 
aktiven Steuerung der Geschäftsentwicklung die 
Zuständigkeiten stärker verteilt. Zentrale Grundlage 
ist ein – möglichst interkommunal bzw. regional ab-
gestimmtes – Planungskonzept, das den Ortskern 
stärkt, zentrenrelevante Einzelhandelsansiedlungen 
am Ortsrand verhindert und flexibel für Erweiterun-
gen im Ortskern ansässiger Geschäfte angewendet 
wird. Werden mit einem Einzelhandelskonzept     
städtebauliche Grundlagen für die Einzelhandelsent-
wicklung beschlossen, stehen den Kommunen aus-
reichende baurechtliche Steuerungsmöglichkeiten 
zur Verfügung. Gestützt wird das lokale Einzelhan-
delskonzept durch regionale Vereinbarungen zur 
Einzelhandelssteuerung wie das Regionale Einzel-
handelskonzept (Stand Aug. 2011: in Vorbereitung). 

Das Management von Besatz und Folgenutzungen 
ist gerade in kleinen Kommunen eine vergleichswei-
se neue Aufgabe, die nur in Kooperation zwischen 
Kommunen, privaten Geschäftsinhabern und Grund-
eigentümern erfolgreich angegangen werden kann. 
Örtliche Werbegemeinschaften oder das City- 
Marketing sind einzubeziehen. Wichtig sind: die Fo-
kussierung auf den Ortskern und den Geschäftsbe-
satz, die Einbeziehung der Geschäftsleute und Ei-
gentümer mit dem Ziel einer Standort- und Interes-
sengemeinschaft sowie professionelle Strukturen, um 
Investoren und Filialisten mit Stärke gegenübertreten 
zu können.  

Davon können wir lernen 

Analyse und Positionsbestimmung

Mittelpunkt oder Mittelmaß? Welche Rolle spielt Ihr 
Ortskern? Sehen Sie Handlungsbedarf? Der „Zu-
kunftscheck Ortskernentwicklung“ des Landkreises 
Osnabrück bietet bewährte Vorgehensweisen, die 
insbesondere bei den Folgen von zwei Megatrends 
für die Ortskerne ansetzen: Entwicklung im Einzel-
handel sowie demografischer Wandel. Der Zukunfts-
check wird seit 2006 in zahlreichen Kommunen ein-
gesetzt. 

„Tool-Box Ortskernentwicklung“ mit wirkungs-
vollen und einfach umsetzbaren Instrumenten 
www.lkos.de  Arbeit Wirtschaft Bauen  

 Planen und Bauen 

Speziell zur Analyse des Besatzes und potenziel-
ler Leerstände dient die Alters-Leerstand-Karte 
(  Handlungsfeld Siedlungsentwicklung /  
Davon können wir lernen) 

Kontakt: Landkreis Osnabrück  
FD Planen und Bauen 
Arndt Hauschild, Tel.0541 / 501-4055 
www.lkos.de  Arbeit Wirtschaft Bauen  

 Planen und Bauen 
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Ziele und Handlungsoptionen

Motiviert und gefördert durch die Quartiersinitiative 
Niedersachsen (QiN) sind zahlreiche private Initiati-
ven zur Stärkung der Ortskerne und Stadtzentren 
entstanden, die auf dem gemeinsamem Engagement 
der Geschäftsleute, Grundeigentümer und Gemeinde 
in Form von investiven Maßnahmen in Schaufenster, 
Geschäfte, Immobilien und Öffentlichen Raum basie-
ren. 

Kurzprofile der beteiligten Kommunen mit Maß-
nahmen sowie weitere Informationen gibt es unter 
www.qin-niedersachsen.de

Operative Umsetzung / Maßnahmen 

Die Nahversorgeroffensive der Markant-Gruppe  
bietet seit 2005 umfangreiche Informationen über so 
genannte „Kleinflächenkonzepte: „IK-Ihr Kaufmann“, 
„Ihre Kette“, „Ihre Kette extra“, „Um's Eck“, „Markant 
Nah & Frisch“ oder „Markant-Markt“. Roter Faden ist 
die Orientierung am selbstständigen Kaufmann, dem 
die Markant Gruppemit ihren Handelspartnern auf 
Konzept und Standort zugeschnittene Vertriebskon-
zepte bietet. Gemeinsames Ziel ist es, eigenständig 
und initiativ tätig zu sein: durch Nähe zum Kunden, 
konsequente Bedarfsorientierung und umfangreichen 
Service. 

Informationen zu einzelnen Vertriebskonzepten 
finden sich unter www.nahversorgeroffensive.de

Zur Vermarktung verfügbarer leer stehender Ge-
schäftsräume in der Stadt Fürstenau (Landkreis   
Osnabrück) wurden im Dialog mit den Eigentümern 
Vermarktungs-Exposés erarbeitet, die im Internet 
abrufbar sind. Die verfügbaren Geschäftsräume wer-
den mit einem einheitlichen Corporate Design be-
worben. 

Informationen unter www.fuerstenau.de  Wirt-
schaft 

In ländlichen Gebieten mit geringem Bevölkerungs-
potenzial und „dünner“ Nahversorgungsstruktur, aber 
auch als Ergänzung weitmaschiger Filialnetze, haben 
sich mobile Anbieter etabliert – meist mit einem regi-
onal begrenzten Einzugsgebiet. Die mobilen „Voll-
sortimenter“ liefern bis zu 2.000 Artikel (von Frisch-
ware über Getränke bis zu Non-Food-Artikeln) direkt 
bis vor die Haustür, Bestellservices sind meist auch 
verfügbar. Zwei beispielhafte Anbieter aus Nieder-
sachsen sind: 

Lemke´s rollender Supermarkt, der im Drei-Länder-
Eck Niedersachsen-Thüringen-Hessen mit insgesamt 
16 Verkaufsfahrzeugen mehr als 450 kleine und gro-
ße Ortschaften bedient. 

Informationen unter www.lemkes-rollender-
supermarkt.de

Frischedienst Nordhorn, der mit 31 Frische-Mobilen 
aktuell über 9.000 Frischdienst-Kunden vornehmlich 
im ländlichen Bereich rund um Nordhorn in einem 
Radius von ca. 70 km bedient. 

Informationen unter www.frischedienst-
nordhorn.de

Das neue bundesweite Qualitätszeichen „Generatio-
nenfreundliches Einkaufen“ des Handelsverbands 
Deutschland (HDE) plus Partner nimmt gezielt die 
Anforderungen einer älter werdenden Bevölkerung 
auf. Mit dem Qualitätszeichen können Einzelhändler 
ausgezeichnet werden: Anhand eines Fragebogens 
mit Kriterien prüfen Tester vor allem Leistungs-
angebote, Zugangsmöglichkeiten, Ausstattung der 
Geschäftsräume sowie das Serviceverhalten. Das 
Qualitätszeichen wird für drei Jahre verliehen. 
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Informationen und u.a. auch den Fragebogen und 
das Prüferhandbuch als Download unter 
www.generationenfreundliches-einkaufen.de

Weitere Beispiele für einen generationengerechten 
Alltag bietet die Landesinitiative Niedersachsen Ge-
nerationengerechter Alltag (LINGA). 

Informationen unter www.linga-online.de

Unterstützte Konzepte / Dorfläden 

Der Dorfladen Otersen im Landkreis Verden ist ein 
gutes und viel zitiertes Beispiel für die zunehmende 
Zahl kleiner Lebensmittelgeschäfte, die von Bewoh-
nern kleiner Gemeinden gegründet werden. In 
Otersen hat eine Dorfladen-Betreibergesellschaft mit 
über 60 Bürgern ca. 60.000 € Eigenkapital in „ihren“ 
Laden investiert und so gemeinsam die letzte Ein-
kaufsmöglichkeit vor Ort erhalten.  

Der Dorfladen versorgt 750 Einwohner in drei Dör-
fern. Er wurde „von Bürgern für Bürger" im April 2001 
eröffnet. Nach zehn erfolgreichen Jahren ist im April 
2011 der Umzug in neue Räumlichkeiten erfolgt: 
Neben der Vergrößerung der Verkaufsfläche auf   
180 qm wurde er um ein Mehrgenerationen-Dorfcafé 
mit Sommergarten ergänzt. Dorfladen und Café fun-
gieren als Lebensmittelpunkt des Dorfes und als 
Einkehrmöglichkeit für Radtouristen. 

Kontakt: Günter Lühning 
Tel. 04207 / 917710 
guenter.luehning@t-online.de
mehr Informationen, darunter auch ein Dorfladen-
Handbuch unter www.otersen.de/dorfzukunft.php

Weitere Beispiele und Informationen über das 
Niedersächsische Dorfladen-Netzwerk unter 
www.dorfladen-netzwerk.de

Vergleichbar arbeitet der gemeinnützige Verein „Bür-
ger für Resse“ in der Wedemark (Region Hannover). 
Erfolge sind u.a. eine neue Arztpraxis sowie der 
Neubau eines Lebensmittelmarktes durch eine Ge-
nossenschaft der Bürger von Resse. 

Informationen unter www.buerger-fuer-resse.de

Der MarktTreff ist ein Erfolgsmodell aus Schleswig-
Holstein. Zwischen 1999 und 2011 wurden bislang 
28 MarktTreffs realisiert. Ziel ist die Stabilisierung der 
Grundversorgung kleiner ländlicher Gemeinden 
durch Bündelung verschiedener Funktionen. Die 
Bausteine eines MarktTreffs sind Lebensmittel-
Einzelhandel (Kerngeschäft), Dienstleistungen (Lotto, 
Post etc.), Gesundheitsangebote, Kommunikation 
und Treffpunkt („neue Dorfmitte“). Die vier Modelle 
für das MarktTreff-Kerngeschäft (S, M, L, XL) sind 
auf die unterschiedlichen Umsatzpotenziale und An-
forderungen von Standort und Marktumfeld abge-
stimmt.  
Die Errichtung eines MarktTreffs kann mit bis zu 
55 % der Investitions- und Planungskosten gefördert 
werden. Durch die Errichtung eines MarktTreffs darf 
kein bestehendes Unternehmen im Einzugsgebiet in 
seiner Existenz gefährdet werden. Als Fördervoraus-
setzung ist die Gemeinde Zuwendungsempfängerin 
und Trägerin der Investition.   

Weitere Informationen und Download des Markt-
Treff-Handbuches unter www.markttreff.de

Für den Rückzug der Ärzte aus dem ländlichen 
Raum bietet das „Aktionsprogramm zur Stärkung der 
hausärztlichen Medizin und Versorgung“ der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen konkrete Fördermög-
lichkeiten und Optionen für Kommunen durch Anreize 
zur Niederlassung: z.B. durch günstige Vermietung 
von Immobilien oder Zuschüsse.  

Informationen unter www.hausarzt.nrw.de
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4. Was tun? Eine Praxishilfe 

4.1. Einführung 

Der demografische Wandel hat viele Facetten – mit 
vielfältigen Herausforderungen für Städte und Ge-
meinden. „Was kommt auf uns zu?“ und „Was müs-
sen wir tun?“ lauten die zentralen Fragen, die in den 
Handlungsfeldern in Kapitel 3 angesprochen werden. 

Die hier dargestellte Praxishilfe mit Strategie-Matrix 
und Checkliste soll Ihnen in Ihrer Kommune als Ar-
beitshilfe für Politik und Verwaltung dienen und eine 
gezielte Orientierung für die kommunale Arbeit er-
möglichen.  

Als kommunale Entscheidungsträger müssen Sie 
sich zunächst ein Bild von der Situation in Ihrer 
Kommune machen. Die Auseinandersetzung mit der 
Situation vor Ort und der Erkenntnisgewinn stehen 
bei der Datensammlung im Vordergrund.  

Die Praxishilfe bezieht sich – neben der grundlegen-
den Analyse und Problembestimmung – auf die im 
Masterplan thematisierten Handlungsfelder Sied-
lungsentwicklung, Wohnen / Demografiefeste Quar-
tiere sowie Nahversorgung und Infrastruktur. Die 
Vorgehensweise und die einzelnen Fragen sind  
jedoch grundsätzlich auch auf andere Handlungs-
felder übertragbar. 

Anhand der Strategie-Matrix können Sie sich 
zunächst einen Überblick verschaffen und die 
wichtigsten Trends und Handlungsoptionen        
erarbeiten. 

Die Checkliste im Anschluss formuliert Fragen 
zur vertieften Analyse und zu den Handlungsfel-
dern, die Sie individuell für Ihre Kommune beant-
worten. (Die Reihenfolge der Fragen folgt dem 
Aufbau der Handlungsfelder im Masterplan.)  

Tipp: Die Strategie-Matrix und die Checkliste zum 
Ausfüllen finden Sie auf der Internetseite des 
Kommunalverbundes unter 
www.kommunalverbund.de Demografischer 
Wandel Masterplan Demografie

Wie wenden Sie die Praxishilfe an?  

Lassen Sie zunächst die Ausführungen zu den Hand-
lungsfeldern in Kapitel 3 Revue passieren:  

Wo stehen Sie in der Befassung mit dem demo-
grafischen Wandel?  

Was liegt vor?  

Was brauchen Sie noch?  

Welche spezifischen Fragen für Ihre Kommune 
sind zu ergänzen? 

Stellen Sie die in Ihren Ressorts bereits vorhandenen 
Informationen zusammen und setzten Sie sich mit 
den Zuständigen aus Verwaltung und Politik sowie 
ggf. Dritten (z.B. Vertretern der Wohnungswirtschaft) 
an einen Tisch:  

Fühlen Sie sich ausreichend informiert?  

Könnte Ihr Rat auf Grundlage der vorliegenden 
Informationen die richtigen Entscheidungen tref-
fen?  

Was fehlt Ihnen noch an Informationen? 

Bevor Sie jetzt eine möglicherweise aufwändige Ana-
lyse beginnen oder Gutachten vergeben, verschaffen 
Sie sich auf vergleichsweise schlanke und effiziente 
Weise einen Überblick: Beantworten Sie in der oben 
genannten „Experten-Runde“ die folgenden Fragen 
unter Zuhilfenahme der Strategie-Matrix (  Kap. 
4.2). 
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4.2. Die Strategie-Matrix 

Basisdaten / Handlungsfelder 

Nehmen Sie die Strategie-Matrix ( Abb. 12) zur 
Hand. Bei Nutzung der Matrix in einer größeren 
Gruppe empfehlen wir die Übertragung der Matrix 
auf ein großformatiges Papier an einer Stellwand. 

Ergänzen Sie die bereits eingetragenen Hand-
lungsfelder um weitere relevante Handlungsfelder, 
bei denen Sie in Ihrer Kommune Handlungsdruck 
sehen bzw. erwarten.  

Füllen Sie die Matrix mit relevanten Indikatoren 
zur prägnanten und pragmatischen Beschreibung 
der Handlungsfelder: z.B. Entwicklung Bevölke-
rung und Haushalte, Auslastung Schulen und an-
derer sozialer Infrastruktur oder rückläufige Nach-
frage nach Bauplätzen. Präzisieren und ergänzen 
Sie die beispielhaft genannten Indikatoren nach 
Ihren Bedürfnissen. 

Das kommt auf uns zu  

Beschreiben Sie für jedes Handlungsfeld die Ent-
wicklung in der Vergangenheit: zunächst als 
Trend-Einschätzungen mittels „Pfeildarstellung“ 
(besser / gleichbleibend / schlechter bzw. stei-
gend / stagnierend / abnehmend), später detail-
liert durch verfügbare Daten und Gutachten.  

Verfahren Sie entsprechend mit den wahrschein-
lich zu erwartenden Entwicklungstrends in der Zu-
kunft (Trendszenario): wiederum zunächst mittels 
Pfeildarstellung. 

Das müssen wir tun: Handlungsoptionen 

Betrachten Sie die Trends der Vergangenheit und 
Zukunft über alle Handlungsfelder. Ziehen Sie 
erste Schlüsse: Wo ballen sich die negativen 
Entwicklungen? Wo bestehen Wirkungszusam-

menhänge und gegenseitige Beeinflussungen 
zwischen einzelnen Indikatoren und Handlungs-
feldern? 

Notieren Sie zu erwartende Konsequenzen für die 
einzelnen Handlungsfelder in der Matrix. Markie-
ren Sie mögliche Wirkungszusammenhänge und 
Querbeziehungen (z.B. Haushaltsentwicklung 
Siedlungsentwicklung) und stellen Sie „Knack-
punkte“ dar (z.B. Mindestnachfrage einzelner     
Infrastruktureinrichtungen, knappe Flächen,      
Finanzierbarkeit etc.). 

Formulieren Sie vorläufige Handlungsoptionen für 
die Handlungsfelder. Behalten Sie dabei die Ge-
samtentwicklung und die Ziele Ihrer Kommune im 
Blick. Benennen Sie mögliche „Stellschrauben“ 
sowie die zur Verfügung stehenden Instrumente 
der einzelnen Fachplanungen, z.B. für die Infra-
strukturanpassung: Wo können Sie mit den kom-
munalen Instrumenten am effizientesten (gegen-) 
steuern, um die Gesamtentwicklung in eine zu-
kunftsfähige Richtung zu lenken? Wo muss durch 
wen flankierend gehandelt werden (z.B. Gemein-
de, Landkreis, Kommunalverbund, Verbände, pri-
vate Akteure)? 

Planen Sie die weitere Kommunikation: Überlegen 
Sie, mit wem Sie jetzt reden und wen Sie einbe-
ziehen müssen: die zuständigen Stellen innerhalb 
der Verwaltung, Politik, private Akteure, Träger 
einzelner Infrastruktureinrichtungen, Bürger etc. 
Erarbeiten Sie Optionen für eine problem- und 
handlungsorientierte Kommunikation. 

Steigen Sie anschließend mit der Checkliste
tiefer in die Analyse und Positionsbestimmung 
sowie die einzelnen Handlungsfelder ein. 
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Abbildung 11: Die Strategie-Matrix
4

Quelle: CONVENT Mensing 

4
 Die Matrix wurde 2005 als „Praxishilfe von Kommunen für Kommunen“ im Rahmen des Modellvorhabens der Raumordnung 

„Seniorenorientierter Wirtschaftsraum K.E.R.N.“ vom AK Modellkommunen / -regionen unter Moderation von CONVENT entwickelt und für

den Masterplan Demografie entsprechend angepasst. Die Praxishilfe mit weiteren Hinweisen und Beispielen finden Sie als Download auf der 

Internetseite des Kommunalverbundes www.kommunalverbund.de Demografischer Wandel Masterplan Demografie
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4.3. Die Checkliste 

Konkrete Analyse für einzelne Handlungsfelder 

Nachdem Sie sich anhand der Strategie-Matrix einen 
Überblick verschafft und die wichtigsten Trends und 
Handlungsoptionen erarbeitet haben, können Sie nun 
anhand der Checkliste tiefer einsteigen.  

Die Checkliste umfasst fünf einzelne Tabellen, die 
sich folgenden Themenbereichen widmen: „Analyse 
und Positionsbestimmung“, „Siedlungsentwicklung“, 
„Wohnen / Demografiefeste Quartiere“, „Nahversor-
gung und Infrastruktur“ sowie „Kommunikation und 
Beteiligung“. Die einzelnen Checklisten füllen Sie 
individuell für Ihre Kommune aus.  

Die Checkliste ist gegliedert in folgende Rubriken:

Was müssen wir wissen / haben?
Die Betrachtung dieser Kriterien hilft uns,        
Antworten auf die Herausforderungen des       
demografischen Wandels zu finden. 

Was liegt dazu vor?
Zu diesem Kriterium stehen uns folgende Daten, 
Fakten, Analysen oder Berichte zur Verfügung. 

Was brauchen wir noch?
Zu diesem Punkt benötigen wir zusätzlich folgen-
de Daten, Fakten, Analysen oder Berichte. 

Wer kümmert sich darum?
Festlegung von konkreten Zuständigkeiten in 
Verwaltung / in Arbeitsgruppen oder extern. 

Anmerkungen
Was wir zusätzlich berücksichtigen sollten – Platz 
für eigene Anmerkungen. 

Jeweils am Ende einer Rubrik unter „Weitere spezifi-
sche Fragestellungen / Themen …“ können Sie ganz 
individuell ergänzen, wo genau in Ihrer Kommune 
„der Schuh drückt“. 

Tipp: Die Checkliste zum Ausdrucken und Ausfül-
len finden Sie auf der Internetseite des Kommu-
nalverbundes unter www.kommunalverbund.de
Demografischer Wandel Masterplan 
Demografie
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1. Analyse und Positionsbestimmung 

Was müssen wir wissen / haben? Was liegt vor? Was brauchen 
wir noch? 

Wer kümmert 
sich darum? 

Anmerkungen 

Daten zur Bevölkerungsentwicklung     

Bevölkerungsprognose  

nach Altersgruppen 

nach Stadt- / Ortsteilen 

Daten zur Haushaltsentwicklung     

Haushaltsentwicklung Prognose     

Verknüpfung Haushaltsentwicklung 
mit 

Wohnungsbaupolitik 

Schulentwicklungsplanung 

anderen Fachplanungen 

Leitbild oder Entwicklungskonzept     

Berücksichtigung demografischer 
Wandel bei Planungen / größeren 
Projekten 

Zuständigkeit für Thema Demo-
grafie innerhalb der Verwaltung 

Kooperation mit Nachbarkommu-
nen bei Planung von Wohnen, Ge-
werbe, Infrastruktur etc. 

Weitere spezifische Frage-
stellungen / Themen … 
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2. Siedlungsentwicklung 

Was müssen wir wissen / haben? Was liegt vor? Was brauchen 
wir noch? 

Wer kümmert 
sich darum? 

Anmerkungen 

Flächenvergaben letzte 10 Jahre 
für Wohnen, Gewerbe und andere 
Nutzungen 

Schätzung / Fortschreibung /  
Prognose Flächenvergaben für die 
nächsten 10 Jahre  

Gebäudezustands- / Leerstands- 
kataster 

Übersicht Innenentwicklungs- 
potenziale, speziell für Wohnen 
(Baulücken, Brachen, Eigentums-
verhältnisse) 

Politischer Beschluss zur Innen-
entwicklung / zentrumsorientiertes 
Ortsentwicklungskonzept (speziell 
Wohnen) 

Kenntnis der Infrastrukturfolge-
kosten bei Neubau (Instrumente   
zur Kostenschätzung?) 

Möglichkeit zur Anpassung von 
Planungen aufgrund veränderter 
Nachfrage / Bevölkerungsentwick-
lung 

Weitere spezifische Frage-
stellungen / Themen … 
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3. Wohnen / Demografiefeste Quartiere 

Was müssen wir wissen / haben? Was liegt vor? Was brauchen 
wir noch? 

Wer kümmert 
sich darum? 

Anmerkungen 

Daten zu Haushalten und Woh-
nungsbeständen (Baualter, Leer-
stände, Haushaltsstrukturen) 

Überblick über Wohnungsbestände, 
die altersgerecht angepasst werden 
müssen 

Prognose zu Haushalten und  
Wohnungsbestand 

Aufbau einer kommunalen  
Wohnungsmarktbeobachtung: 
Wohnbestand und Wohnbedarf 

Vorstellungen zu Wohn-
Zielgruppen in der Zukunft, ggf. 
Wohnungskonzept, Umfrage zu 
Wohnwünschen in der Bevölkerung 

Konzept für zentrumsnahes Woh-
nen sowie Infrastruktur / Nahver-
sorgung für Ältere und Familien 

Kommunale Wohnberatung, Info- 
veranstaltungen zum „Wohnen im 
Alter" 

Übersicht über qualifizierte         
Architekten / Handwerker für     
altersgerechten Umbau 

Angebote für aktive Eigentümer-
gruppen / gemeinschaftliches  
Wohnen etc. 

Weitere spezifische Frage-
stellungen / Themen … 
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4. Nahversorgung und Infrastruktur 

Was müssen wir wissen / haben? Was liegt vor? Was brauchen 
wir noch? 

Wer kümmert 
sich darum? 

Anmerkungen 

Bestandsaufnahme der Infra-
struktureinrichtungen 

Aktuelles Einzelhandelskonzept mit 
absatzwirtschaftlichen Eckdaten, 
zukünftiger Kaufkraft, Nachfrage, 
Geschäftsbesatz etc. 

Zentrenkonzept oder Rahmenplan 
mit Schwerpunkt Stabilisierung und 
Aufwertung Geschäftsbesatz im 
Zentrum 

Kooperationen zwischen Orts-
planung / Wirtschaftsförderung und 
Kaufmannschaft / Grundeigen-
tümern („City-Management“) 

Bestehende und potenzielle 
Schließungen, Verlagerungen und 
Leerstände von Geschäften, Min-
destauslastung und bestehender 
Nachfragedruck 

Möglichkeit der Anpassung von 
Infrastrukturen an veränderte Be-
darfe / flexible Nutzungskonzepte 

Steuerungsinstrumente für Besatz- 
/ Leerstandsmanagement 

Kenntnis unterstützter Konzepte 
(z.B. Nachbarschaftsläden, mobile 
Anbieter) 

Generationenfreundliche Angebote 
/ barrierefreie Erreichbarkeit 

Weitere spezifische Frage-
stellungen / Themen … 
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5. Kommunikation und Beteiligung 

Was müssen wir wissen / haben? Was liegt vor? Was brauchen 
wir noch? 

Wer kümmert 
sich darum? 

Anmerkungen 

Einbindung aller betroffenen    
kommunalen Fachplanungen in   
die Diskussion 

Information der politischen Ent-
scheidungsträger / Vorlagen für 
Ausschüsse und Rat 

Laufender Dialog mit allen  
Beteiligten 

Information und Beteiligung der 
Öffentlichkeit (speziell bei wichtigen 
Bau- und Infrastrukturprojekten) 

Information und Beteiligung der 
betroffenen Bevölkerung (speziell 
zu Wohnen im Alter / Bestands- 
anpassung) 

Einsatz moderner Kommunikations-
instrument (z.B. Internet), um ver-
schiedene Bevölkerungsgruppen zu 
erreichen 

Weitere spezifische Frage-
stellungen / Themen … 
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